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Allergene am Arbeitsplatz

Azubis im Fokus 

„Jugend will sich-er-leben“ startet ins neue Schuljahr

Berufskrankheiten
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genau ein Jahr ist es her, dass die Mitgliederversamm-
lung der DGUV das „Weißbuch Berufskrankheiten-
recht“ verabschiedet hat. Es enthält unsere Ideen zur 
Weiterentwicklung dieses komplexen Rechtsbereichs. 
Zentral sind zum Beispiel der Vorschlag, den Unterlas-
sungszwang bei einigen der häufigsten Berufskrank-
heiten abzuschaffen und unsere Überlegungen, wie wir 
die Verfahren noch transparenter gestalten können. 

Noch hat die Politik die Vorschläge aus dem Weißbuch 
nicht aufgegriffen. Das wäre beispielsweise bei der 
Ausgestaltung der Rückwirkung zur 4. Änderungsver-
ordnung teilweise möglich gewesen. Da es der DGUV 
aber um ein ausgewogenes und komplettes Ände-
rungspaket geht, sollten wir uns im Moment in Geduld üben. Das heißt aber nicht, dass 
wir untätig bleiben. Im Gegenteil. Dort, wo wir ohne Rechtsänderungen tätig sein kön-

nen, treiben wir die Arbeit voran. Im Handlungsfeld For-
schung zum Beispiel werben wir mit einer neuen Bekanntma-
chung zu Forschungsthemen dafür, die Aktivitäten zu den 
Berufskrankheiten auszubauen. 

Die gesetzliche Unfallversicherung ist dazu auch selbst aktiv. 
Mit ihrer groß angelegten Untersuchung zum hellen Haut-
krebs durch Sonneneinstrahlung liefert sie Daten zu einem 
Thema mit gesellschaftlicher Relevanz. Denn heller Hautkrebs 
ist eine Volkskrankheit und der Schutz vor zu starker Sonnen-
einstrahlung ist nicht nur ein Problem im Beruf, sondern auch 
in der Freizeit. Die Studie macht deutlich, wie unterschiedlich 
die Sonnenexposition beim Arbeiten im Freien ist und wie 
individuell ein Sonnenschutz sein kann. 

Zusammen mit Partnern und Partnerinnen lässt sich dabei oft mehr erreichen. So setzt 
sich die DGUV im „UV-Schutz-Bündnis“ für den UV-Schutz ein und will damit langfristig 
die Zahl der Neuerkrankungen an Hautkrebs reduzieren. In dem von der EU geförderten 
Projekt StanDerm wurden Anforderungen an Sonnenschutzpräparate durchdacht, die 
Menschen speziell bei der Arbeit effizient gegen Sonneneinstrahlung schützen. Das alles 
sind Bausteine in einer Präventionskette, an deren Anfang die Bewusstseinsbildung steht 
– sicher der schwierigste Teil der Aufgabe. 

Mit den besten Grüßen

Ihr 

 

Dr. Joachim Breuer

Hauptgeschäftsführer der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung

„Mit ihrer groß angelegten Unter-

suchung zum hellen Hautkrebs 

durch Sonneneinstrahlung liefert 

die DGUV Daten zu einem Thema 

mit gesellschaftlicher Relevanz. 

Denn heller Hautkrebs ist eine 

Volkskrankheit und der Schutz vor 

zu starker Sonneneinstrahlung ist 

nicht nur ein Problem im Beruf, 

sondern auch in der Freizeit.“
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Die DGUV wird Polen in den kommenden 
drei Jahren beim Aufbau von Bildungs-
maßnahmen für Reha-Managerinnen und 
-Manager unterstützen. Ein entsprechen-
der Vertrag wurde von den deutschen und 
polnischen Partnern Anfang November an-
lässlich des ersten Besuchs einer polni-
schen Delegation in Berlin unterschrieben. 

Das aus EU-Mitteln geförderte Pro  jekt 
zielt darauf ab, das Modell der gesetzli-

Menschen mit einer Behinderung sind 
 eine Bereicherung für die Arbeitswelt. 
Auch wenn viele Unternehmen dies 
 mittlerweile erkannt haben – selbstver-
ständlich ist Inklusion im Arbeitsleben 
noch immer nicht. Deshalb verleiht das 
 Berufsbildungswerk Berlin, Trägerverein 
des Annedore-Leber Berufsbildungswer-
ks  (ALBBW), einmal jährlich den Anne-
dore-Leber-Preis für besonderes Engage-
ment bei der beruflichen Integration von 
Menschen mit Behinderung. 

Bewerben können sich Unternehmen, 
 Organisationen und Projektträger aus 
Deutschland, die sich bei der Eingliederung 

chen Unfallversicherung zur Aus-    und 
Fortbildung im Reha-Management   
 auf Polen zu übertragen. Dabei sollen 
 In halte an die polnischen Bedingungen 
 angepasst und die Verantwortlichen in 
den polnischen Institutionen der sozia-
len Sicherheit vom Wert des neuen Bil-
dungsprogramms überzeugt werden. 
Mittelfristig könnte diese Zusammenar-
beit auch ein Modell für andere EU-
Staaten sein.

von Menschen mit Behinderung  in Ausbil-
dung und Arbeit beispielhaft  hervorgetan 
haben. Gesucht werden  innovative, nach-
haltige und zur Nachahmung anregende 
Projekte, die Menschen mit Handicap ei-
ne optimale Teilhabe am Arbeitsleben er-
möglichen und einen entscheidenden 
Beitrag zur öffentlichen Meinungsbildung 
in diesem Themenfeld leisten.

Kooperation mit Polen in der Reha-Management-Ausbildung

Jetzt für Annedore-Leber-Preis 2018 bewerben

Eine Delegation aus Polen besuchte für eine Woche die DGUV, um sich über das Reha-Management zu informieren, das auch in 

Polen aufgebaut werden soll.

Weitere Informationen

Hinweise zu den Bewerbungs unterlagen finden Sie unter:    

www.albbw.de/annedore- leber-preis

 F
o

to
: 

B
e

ck
e

r/
D

G
U

V

Zum Auftakt des Projekts besuchte eine 
20-köpfige Delegation aus Polen die DGUV. 
Die Teilnehmenden kamen aus den Berei-
chen Medizin, Psychologie und Recht, sowohl 
die Arbeitgebenden als auch Menschen mit 
Behinderung waren vertreten. Referentin-
nen und Referenten aus der DGUV und ver-
schiedener Unfallversicherungsträger gaben 
den Gästen erste Einblicke in das Reha-Ma-
nagement. Die Konsultationen werden sich 
in regelmäßigen Abständen wiederholen. 

Die eingereichten Vorschläge werden durch 
eine Jury bewertet. Die Preisverleihung fin-
det am 21. März 2018 statt, drei Tage nach 
dem 114. Geburtstag Annedore Lebers.

Bewerbungen können bis zum 1. Februar 
2018 eingereicht werden. Das Preisgeld 
beträgt 1.000 Euro. Der Rechtsweg ist 
 ausgeschlossen. 
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Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung: neue Vorsitzende gewählt

Die Deutsche Gesetzliche Unfallver-
sicherung (DGUV) hat neue Vorsit-
zende. Die Mitgliederversammlung 
des Spitzenverbandes der Berufsge-
nossenschaften und Unfallkassen 
wählte in ihrer Sitzung am 30. No-
vember 2017 Stefan Weis für die 
Versicherten und Helmut Etschen-
berg für die Arbeitgebenden zu ih-
ren Vorsitzenden. Weis folgt auf 
Sönke Bock, der nicht mehr zur 
Wahl antrat. Der ebenfalls von der 
Mitgliederversammlung neu ge-
wählte Vorstand wählte Manfred 
Wirsch und Volker Enkerts zu sei-
nen neuen Vorsitzenden. Wirsch 
vertrat bereits in der vergangenen 
Sozialwahlperiode die Versicher-
tenseite als Vorstandsvorsitzender. 
Enkerts folgt auf Seiten der Arbeit-
gebenden auf Dr. Rainhardt Frei-
herr von Leoprechting. 

Die Wahlen folgten auf die Konstituierung der Mitglieder-
versammlung der DGUV in der neuen Sozialwahlperiode. 
Wie die Berufsgenossenschaften und Unfallkassen wird die 
DGUV von einer Selbstverwaltung aus ehrenamtlichen 

Globalisierung, Digitalisierung, Industrie 
4.0 — diese Trends prägen Unternehmen 
und fordern sie heraus. Damit wird auch 
der Arbeitsalltag von Beschäftigten an-
spruchsvoller. Deshalb ist es wichtig, dass 
Unternehmen für den Arbeitsschutz ihrer 
Angestellten Sorge tragen. Wie das geht, 
zeigen die vielfältigen Innovationen der 
Gewinnerunternehmen des diesjährigen 
Arbeitsschutzpreises 2017. Alle zwei Jahre 
richten das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS), der Länderaus-
schuss für Arbeitsschutz und Sicherheits-
technik (LASI) und die Deutsche Gesetzli-
che Unfallversicherung (DGUV) den 
Wettbewerb aus. Vergeben werden Preis-
gelder von insgesamt 40.000 Euro.

2017 gingen die Preise an die RAG Aktien-
gesellschaft mit dem Projekt „Unterneh-
mensweite Arbeitsschutzkampagne 2016–
2018“, die Opterra Zement GmbH, unter 
anderem mit der „Einrichtung einer Si-
cherheitszentrale beim Winterstillstand in 
einem Zementwerk“, die Eurovia Teerbau 
GmbH mit dem Projekt „Einschlaghilfe für 
Schurnägel“ und an das Unternehmen 
Matetec mit dem Projekt „Maschinenge-
führte Schneidvorrichtung“. 

„In unserer globalisierten Welt wird der 
Konkurrenzdruck immer höher. Gerade des-
halb ist ein umfassender Arbeitsschutz in 
Unternehmen unverzichtbar — unsere Ge-
winner sind deshalb tolle Vorbilder für an-
dere Firmen, in denen die Sicherheit am Ar-
beitsplatz noch ausbaufähig ist“,  erklärte 
Rainhardt Freiherr von Leoprech ting, zu 
diesem Zeitpunkt noch Vorstandsvorsitzen-
der der DGUV, im Rahmen der öffentlichen 
Preisverleihung auf der Fachmesse A+A.

Vorreiter für Sicherheit am Arbeitsplatz

Preisverleihung des Deutschen Arbeitsschutzpreises 2017 

Weitere Informationen

Der Deutsche Arbeitsschutzpreis 

ist Teil der Gemeinsamen Deut-

schen Arbeitsschutzstrategie 

(GDA). Weitere Informationen 

zum Preis, den Nominierten 

sowie Preisträgerinnen und 

Preisträgern gibt es online unter: 

www.deutscher-arbeitsschutz-

preis.de

Fo
to

: 
S

te
p

h
a

n
 F

lo
ss

/D
G

U
V

 Vertreterinnen und Vertretern der 
Arbeitgebenden und Versicherten 
gesteuert. Jede Berufsgenossen-
schaft und Unfallkasse entsendet 
zwei  Vertreter oder Vertreterinnen 
in die Mitgliederversammlung des 
Verbandes, je eine Person für die 
Versicherten- und eine für die Sei-
te der Arbeitgebenden. 

DGUV-Hauptgeschäftsführer Dr. Jo-
achim Breuer bedankte sich bei den 
Herren Bock und von Leoprechting 
für die geleistete Arbeit und gratu-
lierte den neugewählten Vorsitzen-
den: „Selbstverwaltung ist gelebte 
De mokratie. Das ehrenamtliche En-
gagement der Arbeitgebenden und 
 Versicherten für die gesetzliche 
U nfallversicherung stellt sicher, dass 
dieser Teil der Sozialversicherung 
nah an den Menschen ist und bleibt.“
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Ein Hundertjähriges, das Standards setzt: Das Deutsche Institut 
für Normung (DIN) ist 100 Jahre alt geworden. Es begann 1917 
mit einer Norm für Kegelstifte, einem konischen Stift, der als 
Verbindungselement im Maschinenbau verwendet wird. Aktuell 
gibt es in Deutschland nahezu 40.000 DIN-Normen. Die be-
rühmteste ist die DIN A4 als Papierformat. Aber diese einfachen 
Normen wurden ergänzt durch immer komplexere Normen, die 
der höheren Vielschichtigkeit in Wissenschaft, Technik und 
Wirtschaft gerecht werden müssen. Denn viele Produkte setzen 
sich inzwischen aus mehreren Tausend Komponenten zusam-
men, die nicht mehr von einem Unternehmen, sondern von 
Hunderten von Komponenten- und Systemherstellern in globa-
len Wertschöpfungsketten hergestellt werden. Normen stellen 
sicher, dass die verschiedenartigen Komponenten zusammen-
passen und unterschiedliche Systeme möglichst nahtlos zusam-
menarbeiten können.

Zahl des Monats: 100 Jahre DIN

Unter dem Motto „Erfolgreich gegen As-
best“ sucht der 12. Deutsche Gefahrstoff-
schutzpreis der Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin (BAuA) in 
Kooperation mit dem Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales (BMAS) nach inno-
vativen Konzepten und praktischen Lö-
sungen zum Schutz von Beschäftigten. 
Trotz seines Verbotes im Jahre 1993 gefähr-
det das einstige „Wundermineral“ Asbest 
noch heute die Beschäftigten. Insbesonde-

re bei Instandhaltungsarbeiten an und in 
Gebäuden, die vor 1993 erbaut wurden, 
können die gefährlichen Fasern freigesetzt 
werden und Beschäftigte, aber auch Nut-
zer gefährden. Die Bewerbungsfrist für 
den mit insgesamt 10.000 Euro dotierten 
Gefahrstoffschutzpreis läuft bis zum 15. 
April 2018. Über die Vergabe des Preises 
entscheidet eine unabhängige Jury. Die 
Preisverleihung wird voraussichtlich im 
Herbst 2018 stattfinden. Die prämierten 

Innovative Konzepte zum Schutz vor Asbest gesucht

Weitere Informationen

Die gesamte Ausschreibung sowie 

Beispiele guter Praxis aus den 

vergangenen Wettbewerben gibt es 

im Internet unter: www.gefahrstoff-

schutzpreis.de 

Beiträge sollen in der DASA Arbeitswelt 
Ausstellung vorgestellt werden.

Weitere Informationen

Eingeladen sind alle, die sich für 

das Thema BGM interessieren, 

schauen Sie doch mal vorbei!  

https://forum.bgn-akademie.de

Im neuen Forum der Berufsgenossen-
schaft Nahrungsmittel und Gastgewerbe 
(BGN)  haben alle, die sich für das Thema 
Betriebliches Gesundheitsmanagement 
(BGM) interessieren, die Möglichkeit, 
sich rund um das Thema auszutauschen, 
eigene Erfahrungen zu teilen, Fragen zu 
stellen, zu diskutieren und sich Tipps zur 
Umsetzung zu holen. 

Dabei geht es um Themen wie „Kenn-
zahlen im BGM“, „Wie starte ich ein 
BGM?“ und „BGM-Marketing“. Der Aus-
tausch findet dabei zwischen BGM- 
Praktikern und -Praktikerinnen sowie 
Fachleuten der BGN statt. Zudem gibt es 
die Möglichkeit, sich in der „Cafeteria“ 
 persönlich vorzustellen und Themen zu 

Internet-Forum zum Betrieblichen Gesundheitsmanagement

 diskutieren, die nicht direkt mit BGM im 
 Zusammenhang stehen. 

Das BGN-Internet-Forum zum BGM wurde 
im Anschluss an eine Bedarfsermittlung 
bei Seminarteilnehmenden und BGN-Mit-
gliedsbetrieben wurde im Herbst 2016 ge-
startet. Ein Jahr nach dem Start erfolgte 
nun eine Online-Evaluation, an der  40 
Personen teilnahmen. Die Mehrheit der 
Befragten möchte das Forum nutzen,  um 
in Sachen BGM auf dem neusten Stand    
zu bleiben. 

Weiterhin interessieren sich die User und 
Userinnen für Themen wie die Gefähr-
dungsbeurteilung psychischer Belastun-
gen sowie Maßnahmen im BGM.  

Zu diesen Themen finden sich auch bereits 
Beiträge im Forum. Zurzeit wird das Forum 
in erster Linie  von Personalverantwortli-
chen, interessierten Beschäftigten und Si-
cherheitsfachkräften von BGN- Mitglieds-
betrieben genutzt. Das Forum lebt von den 
Teilnehmenden und nicht zuletzt ist auch 
der branchenübergreifende Austausch in-
teressant und aufschlussreich.
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Weitere Informationen: ilka.woelfle@dsv-europa.de

Europäische Säule sozialer Rechte – Schritt zu einem sozialen Europa?
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Europäische Elektronische Dienstleistungskarte –  
deutsche Sozialversicherung bezieht Stellung

Am 17. November 2017 war es so weit: 
Nach langwierigen Konsultationen 
und Verhandlungen haben sich die 
Staats- und Regierungschefs und -che-
finnen, das Europäische Parlament 
und die Europäische Kommission in 
Göteborg zur feierlichen  Proklamation 
der Europäischen Säule  sozialer Rechte 
getroffen. 

Zwanzig Grundsätze und Rechte,   die 
als eine Art Empfehlung an die Mit-
gliedstaaten gerichtet sind, sollen die 
Europäische Union nun „sozialer“ ma-
chen. Hierzu gehören unter anderem 
die Sicherstellung des Rechts aller Er-
werbstätigen auf ein hohes Gesund-
heits- und Sicherheitsniveau bei der 
Arbeit. Aber auch der Zugang zum 
 Sozialschutz soll möglichst allen Er-
werbstätigen ermöglicht werden. 
 Außerdem soll Menschen mit Behin-
derungen der Bezug von Einkommens-
beihilfen und Dienstleistungen, die 
ihnen die Teilhabe am Arbeitsmarkt 
und gesellschaftlichen Leben ermögli-
chen, gesichert werden. 

Ob und inwieweit diese Grundsätze  und 
Rechte tatsächlich zu einem sozialeren 
Europa führen, bleibt abzuwarten. 
 Verschiedene Grundsätze und Rechte, 
die Teil der Europäischen Säule sozialer 
Rechte sind, erfordern weitere legis-
lative und nicht-legislative Initiativen, 
 damit sie wirksam werden. Erste Schrit-
te in diese Richtung hat die Brüsseler Be-
hörde bereits gemacht durch die Vorlage 
eines Gesetzesvorschlags zur Vereinbar-
keit von Familie und Beruf für Eltern und 
pflegende Angehörige.  

Weitere Schritte –  wie zum Beispiel ein 
Vorschlag zum Zugang zum Sozial-
schutz –  sind in Vorbereitung. 

Klar dürfte jedoch sein, dass es sich bei 
den Grundsätzen und Rechten nicht um 
einklagbare Rechte handelt. Auch wenn 
der Wortlaut andere Interpretationen 
zulässt, handelt es sich bei der Prokla-
mation doch um einen atypischen 
Rechtsakt. Dieser begründet keine 
rechtsverbindlichen und unmittelbar 
durchsetzbaren Rechte. 

Die Europäische Kommission bemüht 
sich nach wie vor, den Bürgerinnen 
und Bürgern sowie den Unternehmen 
die Wahrnehmung ihrer Rechte  und 
Pflichten im Europäischen Binnen-
markt zu vereinfachen. 

Dieses Ziel verfolgt auch die Idee, eine 
Europäische Elektronische Dienstleis-
tungskarte einzuführen. Sie soll die 
 Erfüllung von Verwaltungsformalitä-
ten, die für eine Dienstleistungstätig-

keit im Ausland vorgeschrieben sind, 
 erleichtern. Die Vorschläge der Europäi-
schen Kommission berühren zum Teil 
auch die gesetzliche Sozialversicherung. 
So soll nach den veröffentlichten Rege-
lungen die Karte teilweise auch mit Sozi-
alversicherungsdaten verknüpft sein. 

Die Spitzenorganisationen der deutschen 
Sozialversicherung sehen dies kritisch. 
Sie haben sich mit einer Stellungnahme 
für die rechtssichere Herausnahme  dieser 

Daten ausgesprochen, um unvorher-
sehbare Auswirkungen für die Sozial-
versicherungsträger zu vermeiden. Das 
 Europäische Parlament und der Rat dis-
kutieren aktuell die Vorschläge. 

Im Rat gehen die Diskussionen aller-
dings nur schleppend voran. Zahl rei -
che Mitgliedstaaten haben Ände rungs-
bedarf angemeldet, so zum Bei spiel 
 neben Deutschland auch Luxemburg 
und Frankreich.
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Knapp zwei Jahre nach der letzten Verord-
nung zur Änderung der Berufskrank-
heitenverordnung (3. BKV-ÄndV) be-
schloss der Verordnungsgeber mit der 4. 
BKV-ÄndV1 die Aufnahme drei weiterer 
 Berufskrankheiten (BK) in die Berufs-
krank heitenliste (Anlage der Berufs   -
krankheiten ver  ordnung, BKV2)  sowie die 
Ergänzung zwei bestehender Berufs-
krankheiten. 

Bei den neu in die Liste aufgenommenen 
Berufskrankheiten handelt es sich um 
zwei durch chemische Einwirkungen ver-
ursachte Berufskrankheiten sowie eine 
neurologische BK: 
• BK-Nummer 1320: „Chronisch-mye-

loische oder chronisch-lymphatische 
Leukämie durch 1,3-Butadien bei 
Nachweis der Einwirkung einer ku-
mulativen Dosis von mindestens 180 
Butadien-Jahren (ppm x Jahre)“3 

• BK-Nummer 1321: „Schleimhautverände-
rungen, Krebs oder andere Neubildun-
gen der Harnwege durch polyzyklische 
aromatische Kohlenwasserstoffe bei 
Nachweis der Einwirkung einer kumula-
tiven Dosis von mindestens 80 Benzo (a)
pyren-Jahren [(μg/m³) x Jahre]“4 

• BK-Nummer 2115: „Fokale Dystonie als 
Erkrankung des zentralen Nervensystems 
bei Instrumentalmusikern durch feinmo-
torische Tätigkeit hoher Intensität“5  

Bei den Berufskrankheiten-Nummern 
 (BK-Nrn.) 4104 6  und 4113 7  sind die Tat  -
bes tände durch die Krankheitsbilder 
 „Eier stockkrebs“ 8  (BK-Nr. 4104) und 
„Kehlkopfkrebs“9  (BK-Nr. 4113) ergänzt 
worden.

Mit der 4. BKV-ÄndV ist der Verordnungs-
geber innerhalb kürzester Zeit allen Emp-
fehlungen des Ärztlichen Sachverständi-
genbeirats „Berufskrankheiten“ (ÄSVB) 
seit der letzten Listenergänzung gefolgt. 

Damit umfasst die Liste der Berufskrank-
heiten nun seit dem 1. August 2017 insge-
samt 80 Positionen. 

Einführung neuer Berufskrankheiten

Berufskrankheiten sind Erkrankungen, die 
versicherte Personen durch ihre versicher-
te Tätigkeit erleiden und die nach den Er-
kenntnissen der medizinischen Wissen-
schaft durch besondere Einwirkungen 
verursacht sind, denen bestimmte Perso-

Die neuen  
Berufskrankheiten in  
der  Berufskrankheiten- 
verordnung

Die vierte Verordnung zur Änderung der Berufskrankheiten-Verord-

nung (4. BKV-ÄndV) wurde am 24. Mai 2017 durch die Bundesre-

gierung beschlossen und ist nach Zustimmung des Bundesrates 

am 7. Juli 2017 zum 1. August 2017 in Kraft getreten.

Vierte BKV-Änderungsverordnung

Dr. Carsten Fritz

Referat Berufskrankheiten der DGUV

E-Mail: carsten.fritz@dguv.de

Patricia Heinisch

Referat Berufskrankheiten der DGUV

E-Mail: patricia.heinisch@dguv.de

Fred-Dieter Zagrodnik 

Referat Berufskrankheiten der DGUV

E-Mail: fred-dieter.zagrodnik@dguv.de

Autorin und Autoren

nengruppen durch ihre versicherte Tätig-
keit in erheblich höherem Grade als die üb-
rige Bevölkerung ausgesetzt sind (§ 9 
Absatz 1 Sozialgesetzbuch 7 – Gesetzliche 
Unfallversicherung – SGB VII). Sie werden 
in der sogenannten Berufskrankheitenliste 
(Anlage 1 der BKV) aufgeführt. Bevor eine 
Erkrankung in diese Liste aufgenommen 
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Arbeitsbedingte Exposition bei der Herstellung und Weiterverarbeitung von Butadien.

Weitere Informationen

Einen Überblick über die aktuellen 

Beratungsthemen des ÄSVB bietet 

dessen Internetauftritt unter: www.

bmas.de/DE/Themen/Soziale-

Sicherung/Gesetzliche-Unfallversi-

cherung/der-aerztliche-sachversta-

endigenbeirat-berufskrankheiten.

html. Dort können sich Interessierte 

auch über die Aufgaben und die 

konkrete Zusammensetzung des 

ÄSVB informieren. Die Arbeitsweise 

des ÄSVB ist hierdurch insgesamt 

transparenter gestaltet worden – ein 

Wunsch, der auch in den Diskus-

sionen zur Weiterentwicklung des 

Berufskrankheitenrechts vielfach 

geäußert wurde.27

„Bevor eine Erkrankung in diese Liste aufgenommen wird, 

müssen ausreichende gesicherte medizinisch-wissen-

schaftliche Erkenntnisse über einen Ursachenzusammen-

hang zwischen einer bestimmten Einwirkung und einer 

bestimmten Erkrankung existieren.“
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wird, müssen ausreichende gesicherte 
 medizinisch-wissenschaftliche Erkenntnis-
se über einen Ursachenzusammenhang 
zwischen einer bestimmten Einwirkung und 
einer bestimmten Erkrankung existieren. 
Hinweise auf diesen Ursachenzusammen-
hang können zum Beispiel von Ärztinnen 
und Ärzten, Krankenkassen oder auch Prä-
ventionsdiensten stammen, denen eine auf-
fällige Häufung von Krankheitsfällen bei 
Beschäftigten bekannt geworden ist, aber 
auch unter Umständen aus Diskussionen 
internationaler Studien und Fachtagungen.

Der ÄSVB, ein unabhängiges, weisungs-
freies Beratungsgremium der Bun des-
regierung, trägt die medizinisch-wissen-
schaftlichen Erkenntnisse aus ver schie - 
denen Bereichen wie etwa der Toxikolo-
gie, Pathologie, Biomechanik und Epide-
miologie zusammen und bewertet diese. 
Er prüft, ob eine bestimmte Einwirkung 
grundsätzlich geeignet ist, eine bestimm-
te Erkrankung zu verursachen.  Besteht 
darüber hinaus für eine bestimmte Perso-
nengruppe durch ihre Arbeitstätigkeit in 
einem wesentlich höheren Maße als bei 

der Allgemeinbevölkerung die Gefahr, der 
Erkrankung, empfiehlt er der Bundesregie-
rung die Aufnahme der Erkrankung in die 
Berufskrankheitenliste. 

Seine Erkenntnisse fasst der ÄSVB in einer 
wissenschaftlichen Begründung zusam-
men. Anschließend prüft die Bundesregie-
rung die Aufnahme der Erkrankung in die 
Berufskrankheitenliste auch unter sozial-
politischen Überlegungen. 

Erkrankungen können aber auch schon    
vor der Aufnahme in die Berufskrankhei-

tenliste im Einzelfall wie eine Berufskrank-
heit nach § 9 Absatz 2 SGB VII anerkannt 
 werden, wenn die erforderlichen neuen 
 Erkenntnisse der medizinischen Wis-
senschaft vorliegen. Dies ist spätestens       
ab der Veröffentlichung der jeweiligen 
 wissenschaftlichen Begründung des ÄSVB 
der Fall.

Die Berufskrankheiten im Einzelnen 

Für vier der neu formulierten oder ergänz-
ten BK-Tatbestände (BK-Nrn. 1320, 1321, 
4104, 4113) sind konkrete Dosis-Grenzwer-
te anhand der ausgewerteten Studienlage 
abgeleitet worden. Bei der fokalen Dysto-
nie (BK-Nr. 2115) reichten die medizinisch-
wissenschaftlichen Erkenntnisse für die 
Ableitung einer konkreten Dosis hingegen 
nicht aus. Jedoch konnte die betroffene 
Personengruppe der Instrumentalmusiker 
und -musikerinnen sehr konkret umschrie-
ben werden. 

Nachfolgend werden die neuen Berufs-
krankheiten mit Bezug auf die Inhalte der 
wissenschaftlichen Begründungen kurz 
dargestellt. 

BK-Nummer 1320  

Unter die BK-Nr. 1320 fallen die chronisch-
myeloische und chronisch-lymphatische 
Leukämie.10  Die akuten Formen der zuvor 
genannten Leukämien sind dagegen nicht 
Gegenstand dieser Berufskrankheit.

Die Krankheitsbilder dieser BK entstehen 
durch eine Einwirkung von 1,3-Butadien 
über die Atemwege.11  Eine solche Exposi-
tion kann arbeitsbedingt nicht nur bei der 
Herstellung von Butadien, sondern auch 
bei dessen Weiterverarbeitung bei der Her-
stellung verschiedener Kunstkautschuk-

sorten sowie in der Kunststoffindustrie auf-
treten.12  Damit können verschiedenste 
Gewerbezweige von einer arbeitsbedingten 
Exposition durch 1,3-Butadien betroffen 
sein, wie etwa die Automobilindustrie auf-
grund der Verwendung von Gummimateri-
alien in der Herstellung von Autoreifen, 
Dichtmaterial, Antriebsriemen und Kabel-
ummantelungen. Kunstkautschuk findet 
aber auch in der Produktion von Haus-
halts- und Konsumgütern, beispiel s  wei se 
für Gehäuse von Elektrogeräten und 
 Gummihandschuhen, sowie der Beklei -
dungs industrie etwa für Schuhsohlen und 
 Taucheranzüge Verwendung. In deren Her-
stellungsprozessen kann ebenfalls eine ar-
beitsbedingte Exposition durch Butadien 
auftreten. Ein weiterer gefährdeter und zu-
nehmend wachsender Bereich betrifft die 
Fertigung von Kunststoffbauteilen mittels 
3D-Druckverfahren. Dagegen hat 1,3-Buta-
dien in Endprodukten keine Relevanz, da 
das Butadien fest vernetzt im Produkt vor-
liegt und nicht weiter austreten kann.

Für die Anerkennung als BK wird vom Ver-
ordnungsgeber im Berufskrankheiten-Tat-
bestand (BK-Tatbestand) ein kumulatives 
Dosismaß von mindestens 180 (ppm x Jah-
re) festgelegt.13 

BK-Nummer 1321 

Die BK-Nr. 1321 umfasst Schleimhautverän-
derungen, Krebs oder andere Neubildun-
gen der Harnwege durch polyzyklische aro-
matische Kohlenwasserstoffe (PAK). PAK 
entstehen bei der unvollständigen Verbren-
nung von organischem Material wie Holz, 
Kohle oder Öl, also auch bei Waldbränden, 
Vulkanausbrüchen, der Ölförderung und 
beim Rauchen von Tabak. Daher ist jeder 
Mensch grundsätzlich einer umweltbe-
dingten individuellen PAK-Belastung 
 ausgesetzt. Beschäftigte können in der 
 Arbeitswelt durch eine Vielzahl zusätzli-
cher PAK-Quellen gefährdet sein. Dabei 
stehen unter anderem die Herstellung von 
Koks und die Weiterverarbeitung des in 
den  Kokereien anfallenden Steinkohlen-
teers   im Mittelpunkt. Steinkohlenteer fin-

„Die Berufskrankheitenliste wird stetig fortgeführt, sodass 

auch in Zukunft mit der Aufnahme weiterer BK in die Liste 

gerechnet werden kann.“
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det Verwendung in Teerraffinerien, in der  
Ei    sen- und Stahlerzeugung, in der Alumi-
nium- und   Elektrographitindustrie, im 
Straßenbau sowie im Dachdeckerhand-
werk. Des Weiteren sind Schornsteinfege-
rinnen und -feger gefährdet, die beim Rei-
nigen von Haus- und Industriekaminen 
sowie beim Auffegen des Kaminrußes ei-
ner Exposition durch PAK ausgesetzt sind. 
Der Kaminruß weist in Abhängigkeit von 
der Art des verwendeten Brennstoffs un-
terschiedliche Konzentrationen von PAK 
auf.14  Als Leitkomponente für die Bestim-
mung der PAK-Belastung am Arbeitsplatz 
dient Benzo(a)pyren (BaP).15 

Die Aufnahme von PAK erfolgt über die 
Atemwege und die Haut.16  In den der wis-
senschaftlichen Begründung zugrunde 
liegenden Studien lag neben der Aufnah-
me von PAK über die Atemwege regelmä-
ßig auch eine gewisse Hautresorption vor, 
ohne dass diese in den Studien gesondert 
ausgeführt und berechnet wurde. „Als 
konkurrierender Faktor für die Entwick-
lung von bösartigen Tumoren der Harnwe-
ge ist insbesondere Aktivrauchen von Ta-
bakprodukten anzusehen.“ 17

Für die Anerkennung einer BK-Nr. 1321 
formulierte der Verordnungsgeber im 
Tatbestand anhand der Leitkomponente 
Benz(a)pyren einen Dosis-Grenzwert 
von einer kumulativen Benz(a)pyren-
Dosis von mindestens 80 [(μg BaP/m³) x 
Jahre].18  

BK-Nummer 2115

Die BK-Nr. 2115 bezeichnet die fokale 
 Dystonie als Erkrankung des zentralen 
Nervensystems durch feinmotorische 
 Tä tigkeiten mit hoher Intensität bei Inst-
rumentalmusikern und -musikerinnen. 

Fokale Dystonien gehören weder zu den 
peripher-neurologischen Erkrankungen 
(BK-Nrn. 2106 und 2113) noch zu den me-
chanisch bedingten Erkrankungen (zum 
Beispiel BK-Nr. 2101). Sie stellen ein eigen-
ständiges Krankheitsbild der Basalgang-
lien dar.19  Die fokale Dystonie drückt sich 
primär durch den – in der Regel schmerz-
losen – Verlust der Koordinationsfähigkeit 
eines Körperteils aus.20 

Eine Dystonie ist  durch länger anhalten-
de unwillkürliche Verkrampfung der Mus-
kulatur gekennzeichnet. Bei der fokalen 
Dystonie sind nur einzelne Körperteile  
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betroffen.21 Sie äußert sich durch einen 
 zu   nächst schmerzlosen Verlust der Koor-
dinationsfähigkeit der Muskulatur des 
Mundes, der Lippen und des Gesichts 

(orofaciale Muskulatur) oder einer Extre-
mität wie etwa der Hand. Im fortgeschrit-
tenen Stadium können die Symptome 
 sogar auch bei ähnlichen Bewegungsab- ▸
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läufen im Alltag auftreten, wie beispiels-
weise beim Halten des Bestecks.22 

Die fokale Dystonie entsteht arbeitsbe-
dingt durch langjähriges, repetitives und 
intensives Musizieren auf professionellem 
Niveau. Ein solches Niveau ist nach der 
derzeitigen wissenschaftlichen Erkennt-
nislage in der Regel bei einem Orientie-
rungswert von rund 10.000 Stunden er-
reicht. Ein nur gelegentliches  Musizieren 
über viele Jahrzehnte hinweg verursacht 
das Krankheitsbild der  fokalen Dystonie 
im Sinne dieser Berufskrankheit nicht.23  
Betroffen   können Berufsmusiker und -mu-
sikerinnen sein, die aktiv oder  ehe  mals 
aktiv Tasten- und Zupfinstrumente, 
Streich-, Holzblas- sowie insbesondere 
Blechblasinstrumente und Perkussions-
instrumente gespielt haben.24  Häufig sind 
die betroffenen Personen nicht mehr in 
der Lage, ihre professionelle Tätigkeit 
auszuüben. Sie sind gezwungen, ihre Kar-
riere zu beenden. Auch aufgrund der he-
terogenen Erfassung der Übungszeit   in 
den     der wissenschaftlichen Begründung 
 zug runde  gelegten Studien, fehlt es an 
 ent spre chend gesicherten medizinisch-
wissenschaftlichen Erkenntnissen für   die 
Ableitung einer genauen Dosis-Wirkungs-
Beziehung, sodass in  der wissenschaftli-
chen Beg ründung nur Orientierungswer-
te genannt werden.25 

Derzeit gibt es für Erkrankte mit fokaler 
Dystonie nur wenige und unzureichend 
wirkende Therapien, die keine zuverlässi-
ge und erfolgreiche Behandlung verspre-
chen. Daher sind ein frühzeitiges Eingrei-

fen bei ersten Anzeichen von Symptomen 
und geeignete präventive Maßnahmen 
von besonderer Wichtigkeit. 

Ergänzung der BK-Nummer 4104 

 Lungenkrebs oder Kehlkopfkrebs 

durch Asbest

Die bisher schon in der BK-Liste enthalte-
ne BK-Nr. 4104 wird um das Krankheits-
bild „Ovarialkarzinom“ ergänzt. Hinter 
diesem lateinischen Begriff verbirgt sich 
Eierstockkrebs, sodass die Ergänzung nur 
Frauen betrifft.

Wie bisher schon beim Lungen- oder Kehl-
kopfkrebs ist die Anerkennung eines Ova-
rialkarzinoms als Berufskrankheit nach 
folgenden Alternativen möglich:
• in Verbindung mit Asbeststaublun-

generkrankung (Asbestose) 
• in Verbindung mit durch Asbeststaub 

verursachter Erkrankung der Pleura 
oder 

• bei Nachweis der Einwirkung einer 
kumulativen Asbestfaserstaub-Dosis 
am Arbeitsplatz von mindestens 25 
Faserjahren {25 x 106 [(Fasern/m³) x 
Jahre]}26 

 
Besonders häufige berufliche Asbestexpo-
sitionen gab es für Frauen beispielsweise 
in der Asbest-Textilindustrie.

Mit Einführung des neuen Krankheitsbil-
des „Eierstockkrebs“ steht die Unfallversi-
cherung vor einer besonderen Herausfor-
derung, da dies für viele Gynäkologinnen 
und Gynäkologen der erste Kontakt mit Be-
rufskrankheiten sein könnte.

Ergänzung der BK-Nummer 4113 Lun-

genkrebs durch polyzyklische aroma-

tische Kohlenwasserstoffe

Nachdem inzwischen auch für das Krank-
heitsbild „Kehlkopfkrebs“ ausreichende 
 wissenschaftliche Erkenntnisse vorliegen, 
wurde die BK-Nr. 4113 entsprechend ergänzt.

Zu den arbeitsbedingten Einwirkungen 
durch PAK wird auf die obigen Ausführun-
gen zur BK-Nr. 1321 verwiesen. Für die Lo-
kalisation Kehlkopf gilt die gleiche Dosis 
wie in der benachbarten Lokalisation Lun-
ge (Nachweis der Einwirkung einer kumu-
lativen Dosis von mindestens 100 Benz(a)
pyren-Jahren [(μg BaP/m³) x Jahre]). Für 
die Entwicklung von Kehlkopfkrebs wur-
de, wie auch schon bei der BK-Nr. 1321, 
insbesondere aktives Rauchen von Tabak-
produkten als konkurrierende Ursache 
angesehen.

Fazit

Mit der 4. BKV-ÄndV ist es dem Verordnungs-
geber größtenteils gelungen, die neuen 
 Berufskrankheiten sehr differenziert zu 
 bezeichnen. Vier der fünf zitierten BK-Tatbe-
stände beinhalten eindeutige Dosismaße 
(BK-Nrn. 1320, 1321, 4104, 4113). Für die foka-
le Dystonie bei Instrumentalmusikern und 
-musikerinnen (BK-Nr. 2115) ist zumindest die 
betroffene Personengruppe sehr konkret be-
schrieben. Dies trägt zur Rechtssicherheit 
und Rechtsklarheit in der Praxis bei.

Die 4. BKV-ÄndV ist im Vergleich zur 3. BKV-
ÄndV jedoch innerhalb einer nur kurzen 
Zeitspanne nach Veröffentlichung der jewei-
ligen wissenschaftlichen Begründungen 
(August und Dezember 2016) in Kraft getre-
ten. Damit könnte einhergehen, dass die 
neuen BKen insbesondere bei Ärztinnen 
und Ärzten sowie Arbeitgebenden, für die 
eine gesetzliche Anzeigepflicht von BK-Ver-
dachtsfällen besteht, verstärkt wahrgenom-
men und beachtet werden. In der beschrie-
benen kurzen Zeitspanne gab es bisher 
wenig wissenschaftliche Diskussionen in 
der Öffentlichkeit. Damit ist zum jetzigen 
Zeitpunkt unklar, ob beim Inkrafttreten der 
4. BKV-ÄndV der Erkenntnisprozess zu den 
neu aufgenommenen Berufskrankheiten 
schon vollständig abgeschlossen war oder 
noch offene Fragen für die Beurteilung der 
Einzelfälle verbleiben oder entstehen. Die 
Berufskrankheitenliste wird stetig fortge-
führt, sodass auch in Zukunft mit der Auf-
nahme weiterer BK in die Liste gerechnet 
werden kann.  ●
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Die fokale Dystonie entsteht arbeitsbedingt durch professionelles langjäh-

riges, repetitives und intensives Musizieren.
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Wenn Kritik am Berufskrankheitenrecht 
geäußert wird, kommt oft auch der Vor-
wurf, es fände zu wenig Forschung zu Be-
rufskrankheiten statt.

Nach einer Auswertung der Deutschen 
 Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Um-
weltmedizin (DGAUM) hat die deutsche ar-
beitsmedizinische Hochschulmedizin zu 
keinem Zeitpunkt mehr hochwertige, inter-
nationale Publikationen veröffentlicht als 
in den vergangenen Jahren. Dies zeigt zum 
Beispiel eine simple Analyse im Web of Sci-
ence (Abb. 1 und 2). 

Trotzdem wurde bei verschiedenen Diskus-
sionen zum Reformbedarf im Recht der Be-
rufskrankheiten wiederholt der Ausbau der 
Forschung zum Thema Berufskrankheiten 
gefordert. So zum Beispiel auch in der vo-
rigen Konferenz der Ministerinnen und Mi-
nister, Senatorinnen und Senatoren für Ar-
beit und Soziales der Länder (ASMK)1: „Im 
Rahmen der Reform des Berufskrankhei-
tenrechts bitten sie das BMAS […] darauf 
hinzuwirken, dass die Forschung zu den 
Berufskrankheiten ausgebaut wird.“

Auch die Deutsche Gesetzliche Unfallver-
sicherung (DGUV) hat sich im Prozess um 
Weiterentwicklungen im Recht der Berufs-
krankheiten mit diesem Themenfeld be-
schäftigt. Als ein Schritt auf dem Weg zur 
Stärkung einer an den aktuellen Bedarfen 
ausgerichteten Forschung ist nun die Be-
kanntmachung von Themenfeldern im Be-
reich Berufskrankheiten, in denen beson-

derer Forschungsbedarf gesehen wird, 
beschlossen worden.

Mit der Bekanntmachung will die DGUV 
 potenzielle Forschungsnehmer und -neh-
merinnen anregen, entsprechende För-
derungsanträge zu diesen wichtigen For-
schungsfeldern an die DGUV zu richten. 
Mit dieser Maßnahme soll gleichzeitig die 
Transparenz der Forschung und For-
schungsförderung der gesetzlichen Un-
fallversicherung erhöht und die öffentli-
che Wahrnehmung von Forschung mit 
BK-Relevanz verbessert werden. Diese 
Zielsetzung entspricht auch der Positio-
nierung der DGUV im Weißbuch Berufs-
krankheitenrecht (DGUV 2016) zu einer 
anzustrebenden besseren öffentlichen 
Wahrnehmung  sowohl der Forschung im 
Bereich Berufskrankheiten als auch der 
Forschungs förderung der gesetzlichen 
Unfallversicherung.

Die Identifikation der Themen erfolgte in 
einem mehrstufigen Prozess unter Betei-
ligung von Fachleuten aus der Praxis und 
Sozialpartnern. Im Ergebnis wurden fol-
gende Forschungsfelder als besonders 
wichtig identifiziert:
• Berücksichtigung von Belastungsspit-

zen bei schädigender Dauereinwir-
kung

•  Forschung zu Dosis-Wirkungs-Bezie-
hungen bei den Beratungsthemen des 
Ärztlichen Sachverständigenbeirats 
„Berufskrankheiten“ beim Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales 

Aktuelle Forschungsschwerpunkte  
veröffentlicht

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) unterstützt Forschung zu Berufskrankheiten.

Berufskrankheiten 

Stefanie Palfner

Referat Berufskrankheiten

der DGUV

E-Mail: stefanie.palfner@dguv.de

Dr. Ulrike Wolf 

Referat Berufskrankheiten 

der DGUV 

E-Mail: ulrike.wolf@dguv.de

Autorinnen

▸

Literatur

Deutsche Gesetzliche Unfallver-

sicherung (DGUV) (Hrsg.): Berufs-

krankheitenrecht 2016: Probleme 

– Herausforderungen – Lösungen. 

Dezember 2016

http://publikationen.dguv.de/

dguv/pdf/10002/12473.pdf (Abruf: 

16.10.2017) 

Fußnoten

[1] Beschluss der 93. ASMK am 01. 

und 02.12.2016 in Lübeck

[2] Die Beratungsthemen sind je-

weils aktuell auf der Internetseite 

www.bmas.de/DE/Themen/Soziale-

Sicherung/Gesetzliche-Unfallversi-

cherung/der-aerztliche-sachversta-

endigenbeirat-berufskrankheiten.

html aufgeführt.

[3] Die Unfallversicherungsträger 

haben folgende von allen gemein-

sam getragene DGUV-Institute ein-

gerichtet: IFA – Institut für Arbeits-

schutz der Deutschen Gesetzlichen 

Unfallversicherung, IPA – Institut für 

Prävention und Arbeitsmedizin der 

Deutschen Gesetzlichen Unfallversi-

cherung sowie IAG – Institut für Ar-

beit und Gesundheit der Deutschen 

Gesetzlichen Unfallversicherung.

(ÄSVB)2, insbesondere bei häufig 
vorkommenden Erkrankungen zur 
Abgrenzung der besonderen Perso-
nengruppe 

• Kanzerogenität von (BK-)Listenstoffen 
und deren Subtypen beim Menschen

•  Kombinationswirkungen von Kan-
zerogenen
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„Die Forschung der DGUV konzentriert sich auf 

Themen, die für die Unfallversicherung und ihre 

Aufgaben prioritär sind.“
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Abb. 1 und 2: Anzahl der Publikationen sowie zitierten Artikel der deutschen arbeits-

medizinischen Hochschulmedizin in den Jahren 1998 bis 2017 (2017 unvollständig 

erfasst). Quelle: Prof. Hans Drexler, Vorstand DGAUM.

• Psychische Erkrankungen durch an-
haltende psychische Belastungen am 
Arbeitsplatz

• Chronisch-obstruktive Atemwegs-
erkrankungen (Bronchitis) durch 
anorganische, insbesondere granu-
läre biobeständige oder quarzhaltige 
Stäube

• Hautkrebs durch künstliche UV-
Strahlung 

Die Forschung der DGUV ist schwerpunkt-
mäßig anwendungsorientiert und konzen-
triert sich auf Themen, die für die Unfall-
versicherung und ihre Aufgaben prioritär 
sind. Entscheidend ist daher, dass die zu 
erwartenden Ergebnisse für die Aufgaben 
der gesetzlichen Unfallversicherung 
 genutzt werden können. Die identifizier-
ten Themen spiegeln sich auch in For-
schungsaktivitäten der DGUV-Institute3 

wieder. Sofern es sinnvoll ist, wird daher 
eine wissenschaftliche Kooperation zwi-
schen den Antragstellenenden und den 
DGUV-Instituten angestrebt. 

Die oben genannten Forschungsschwer-
punkte werden auf der Internetseite 
„Forschungsförderung“ der DGUV 
(www.dguv.de, Webcode: d91768) und 
auf der Plattform ELFI (www.elfi.info) 
öffentlich bekannt gemacht. 

Interessierte Forschungseinrichtungen 
und -konsortien können ihre Anträge 
jederzeit beim Referat Forschungsförde-
rung der DGUV einreichen. Es ist auch 
weiterhin möglich, Anträge zu anderen 
Themen als den genannten Forschungs-
schwerpunkten einzureichen. Nähere 
Informationen zur DGUV-Forschungs-
förderung sowie zur Antragstellung 
sind zu finden unter: www.dguv.de 
(Webcode: d91768)  ●
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Mehr als 25 Jahre nach der Einführung der 
Wirbelsäulenerkrankungen als Berufs-
krankheiten nach den Nummern 2108, 
2109 und 2110 der Anlage zur BKV ist der 
Diskussionsbedarf immer noch hoch.

Dies zeigt sich nicht nur in Beiträgen wis-
senschaftlicher Fachzeitschriften, son-
dern auch in der Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts (BSG) zuletzt vom 
23. April 2015 (vgl. Infokasten, S. 16). Die 
kontroversen Einschätzungen zu diesen 
nicht zuletzt bei der Kausalitätsbewertung 
nicht ganz unkomplizierten Berufskrank-
heiten wurden kürzlich im Bundessozial-
gericht noch einmal besonders deutlich 
und bedürfen einer Einordnung eines 
strukturierten weiteren Vorgehens.

Wegen der besonderen Bedeutung des 
Themas hat sich der Deutsche Sozialge-
richtstag mit dem Thema befasst, im Rah-
men eines Workshops die aktuellen Streit-
punkte thematisiert und Handlungsbedarf 
konstatiert. Für die gesetzliche Unfallver-
sicherung ist zu klären, wo und wie sie ei-
nen Beitrag zur Befriedung leisten kann.

Neuere Rechtsprechung des BSG

Zur neueren Rechtsprechung des Bun-
dessozialgerichts erläuterte Prof. Spell-

brink, der Vorsitzende des am 23. April 
2015 entscheidenden Senats des BSG, 
seine tragenden Gründe. Die Frage, wie 
hoch eine Exposition sein müsse, um als 
besonderes Kriterium der B2-Konstellation 
der Konsensempfehlungen einen Ursa-
chenzusammenhang zwischen den lang-
jährigen Hebe- und Tragevorgängen mit 
der bandscheibenbedingten Lendenwir-
belsäulenerkrankung begründen zu kön-
nen, sei keine rechtliche, sondern eine me-
dizinisch-wissenschaftliche. Hierzu habe 
der erkennende Senat keine eigenen Fest-
stellungen vorzunehmen gehabt, sondern 
sei auf den aktuellen medizinisch-wissen-
schaftlichen Erkenntnisstand angewiesen.
Dieser könne sich grundsätzlich aus den 
Konsensempfehlungen ergeben, da diese 
trotz der seit ihrer Veröffentlichung be-
reits verstrichenen Zeitdauer nach wie vor 
als aktueller medizinisch-wissenschaftli-
cher Erkenntnisstand gelten. Allerdings 
handele es sich bei den Konsensempfeh-
lungen um keine echte Rechtsgrundlage 
im Sinne eines Gesetzes oder einer gesetz-
lich ermächtigten Rechtsverordnung.   
Es handele sich vielmehr um ein qualifi-
ziertes Autorenpapier, das keine rechts-
staatlich gesicherte Legitimation auf weise. 
Insbesondere seien die Konsensempfeh-
lungen auch nicht nach den erst später 

zwischen der Arbeitsgemeinschaft der 
Wissenschaftlichen Medizinischen Fach-
gesellschaften (AWMF), der Deutschen 
Gesellschaft für Arbeitsmedizin und 
Umwelt medizin (DGAUM), der Deutschen 
Gesellschaft für Sozialmedizin und Prä-
vention (DGSMP) und der Deutschen Ge-
setzlichen Unfallversicherung (DGUV) 
entwickelten Grundsätzen zur Erstellung 
von Begutachtungsempfehlungen erarbei-
tet worden.

Keine Mehrheitsmeinung ableitbar 

In der Gesamtschau aller Quellen sei eine 
eindeutige oder zumindest eine Mehr-
heitsmeinung zur Definition des genann-
ten „Richtwertes“ nicht ableitbar. Wegen 
der unterschiedlichen medizinisch-wis-
senschaftlichen Aussagen sei die vom 
vorentscheidenden Landesozialgericht 
(LSG) erfolgte Entscheidung durch das 
BSG nicht als offensichtlich falsch zu wer-
ten. Damit sei eine höchstrichterliche 
Korrektur im konkreten Einzelfall ausge-
schlossen gewesen, ohne dass damit 
grundsätzliche Aussagen zur zugrunde zu 
legenden medizinisch-wissenschaftli-
chen Meinung verbunden gewesen seien.

Im weiteren Verlauf der Diskussion kris-
tallisierte sich ein wesentlicher Lösungs-
ansatz für die Zukunft heraus:

In seiner Eigenschaft als Leiter des Ge-
schäftsführerkonferenz-Ausschusses Be-
rufskrankheiten der DGUV stellte Prof. 
Dr. Stephan Brandenburg dar, dass sich 
die gesetzliche Unfallversicherung in ab-
sehbarer Zeit darum bemühen werde, den 
aktuellen medizinisch-wissenschaftli-
chen Erkenntnisstand zur BK-Nr. 2108 zu 
aktualisieren. Dabei müsse es im Hin-
blick auf die bereits angesprochene ge-
meinsame Empfehlung mit der AWMF, 
der DGAUM und der DGSMP und auch im 

Aktuelles zu den  
Wirbelsäulenerkrankungen

Vor 25 Jahren wurden Wirbelsäulenerkrankungen in die Liste der Berufskrankheiten aufgenommen.  

Der Diskussionsbedarf ist weiterhin hoch.

Stand zur Rechtsprechung

Fred-Dieter Zagrodnik

Referat Berufskrankheiten der DGUV 

E-Mail: fred-dieter.zagrodnik@dguv.de
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Rahmenbedingungen und Historie

1992 Aufnahme der BK-Nummern 2108, 2109 und 2110 in die Liste der Berufskrankheiten, allerdings mit unbestimmten Rechtsbegriffen 

zum Krankheitsbild, zu den erforderlichen Expositionen sowie zum Kausalzusammenhang

1999 Veröffentlichung des Mainz-Dortmunder-Dosismodells (MDD) zur Quantifizierung von Hebe- und Tragevorgängen unter Verwendung 

von Tagesdosen, Mindestdruckkräften sowie einer komplexen Berechnungsformel für eine kumulative Belastungsdosis im Sinne einer 

Gesamtlebensdosis als Orientierungswert für die Kausalitätsbewertung

2005 Veröffentlichung der Konsensempfehlungen Teil I und II mit medizinischen Beurteilungskriterien für die Kausalitätsbewertung unter 

Beschreibung von Voraussetzungen einzelner Fallkonstellationen sowie Darstellung, bei welchen Bewertungsvorschlägen unter den be-

teiligten Fachleuten Konsens bestand

2005 Deutsche Wirbelsäulenstudie (DWS)

2007 BSG-Urteil vom 30. Oktober 2007 (Aktenzeichen B 2 U 4/06 R) zu einem männlichen Versicherten auf der Grundlage der (in der Wis-

senschaft noch nicht diskutierten) Ergebnisse der DWS I mit Bestätigung des MDD als bisher am besten passendes Modell für die Expo-

sitionsbeschreibung, allerdings unter Verwerfung der Tagesdosis und Verringerung der zu berücksichtigenden Druckkräfte bei Männern. 

Zusätzlich wird mit diesem Urteil ergänzend zu dem bestätigten Orientierungswert des MDD ein neuer unterer Grenzwert in Höhe des hälf-

tigen Orientierungswerts eingeführt. Das BSG vertritt die Ansicht, dass unterhalb dieses hälftigen Orientierungswertes eine Verursachung 

der bandscheibenbedingten Lendenwirbelsäulenerkrankung durch die arbeitsbedingten Hebe- und Tragevorgänge sicher ausgeschlossen 

sei und dieser untere Grenzwert möglicherweise sogar zu gering bemessen sei. Außerdem weist das BSG die Bundesregierung darauf hin, 

dass im Sinne der Rechtsstaatlichkeit die Notwendigkeit einer Konkretisierung der unbestimmten Rechtsbegriffe im Tatbestand der BK-Nr. 

2108 gesehen wird.

2013 Veröffentlichung der Ergebnisse der Machbarkeitsstudie und der Richtwertestudie (DWS II) mit einer weiteren Auswertung der Daten 

der DWS im Hinblick auf die berufskrankheitenrechtlich relevante Verdoppelungsdosis (Expositionsdosis, bei der das Risiko, die jeweilige 

Krankheit zu erleiden, im Vergleich zur übrigen Bevölkerung doppelt so hoch ist). Ergebnis: Die Daten der DWS deuten bei erneuter Auswer-

tung darauf hin, dass 

1. die Berücksichtigung einer Tagesdosis entgegen den Feststellungen des BSG aus wissenschaftlicher Sicht sinnvoll erscheint,

2. die Verdoppelungsdosis bei 7 MNh bei Männern (MDD-Orientierungswert 25 MNh) bzw. bei 3 MNh bei Frauen (MDD-Orientierungswert 

17 MNh) liegt. Allerdings sind dies keine exakten und reproduzierbaren Punktwerte, sondern das Ergebnis mehrerer Mittelungen bei 

einer großen Range. Außerdem erreichen mehr als 35 Prozent der „unbelasteten“ Kontrollgruppe ähnliche Lebensbelastungsdosen, 

sodass fraglich ist, ob diese Belastung als „besonders“ im Sinne des § 9 Abs. 1 SGB VII einzuschätzen ist,

3. die vom BSG in seinem Urteil vom 30. Oktober 2007 zugrunde gelegten Annahmen  

zu ähnlich guten Ergebnissen führen.

2014 Der Ärztliche Sachverständigenbeirat „Berufskrankheiten“ (ÄSVB) der Bundesregierung entscheidet sich in Kenntnis der Ergebnisse 

der Machbarkeitsstudie und der Richtwertestudie ohne in die Tiefe gehende inhaltlich-wissenschaftliche Prüfung nicht dazu, der Bundes-

regierung rechtliche Konsequenzen im Sinne einer Anpassung der Formulierung der BK-Nr. 2108 vorzuschlagen. Eine Anpassung der Tatbe-

standsmerkmale der BK-Nr. 2108 erfolgt nicht.

2015 Am 23. April 2015 entscheidet das BSG in drei anhängigen Verfahren (Aktenzeichen B 2 U 20/14 R, B 2 U 10/14 R und B 2 U 6/13 R) 

zur BK-Nr. 2108, dass es im Hinblick auf die existierende Literatur (vgl. Begründung der genannten Urteile) kein offensichtlicher Fehler sei, 

wenn der vom BSG in seinem Urteil vom 30. Oktober 2007 neu geschaffene Grenzwert in Höhe des halben MDD-Orientierungswertes im 

Zuge der medizinischen Kausalitätsbewertung durch die ärztlichen Sachverständigen als besondere Einwirkung im Sinne der B2-Konstella-

tion, zweiter Spiegelstrich der Konsensempfehlungen, herangezogen wird. Gleichzeitig stellt das BSG in diesen Urteilen fest, dass auch die 

Zugrundelegung des MDD-Orientierungswertes als besondere Einwirkung im Sinne der B2-Konstellation, zweiter Spiegelstrich der Konsen-

sempfehlungen herangezogen werden kann. Das BSG weist ausdrücklich darauf hin, dass in dieser speziellen Frage nun Landessozialge-

richte zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen könnten.

Sinne des Selbstverständnisses der ge-
setzlichen  Unfallversicherung darum ge-
hen, perspektivisch eine „echte“ Begut-
achtungsempfehlung für die BK-Nr. 2108 
mit den bekannten formalen Rahmenbe-
dingungen und entsprechender Transpa-
renz zu erarbeiten. Die medizinisch- 
wissenschaftliche Erkenntnislage sei 
bekanntlich alles andere als eindeutig, 
und in diesem Teil der Begutachtungs-
empfehlung habe die gesetzliche Unfall-
versicherung wenige Möglichkeiten, Er-
kenntnisse beizutragen. Hier handele es 
sich um wissenschaftliche Fragen, die 

demzufolge auch vorwiegend im Kreise 
der medizinischen Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler, also den von den 
medizinischen Fachgesellschaften und 
Berufsverbänden sowie die relevanten In-
stitutionen zu entsendenden Vertreterin-
nen und Vertretern beantwortet werden 
müssten. Allerdings stünde die gesetzli-
che  Unfallversicherung bereit, hier für 
die Rahmenbedingungen im Sinne der 
genannten Gemeinsamen Empfehlung zu 
sorgen. Voraussetzung für einen Erfolg 
sei aber ein konstruktives Miteinander 
 aller Beteiligten.

Bei diesem Vorgehen sei auch zu beachten, 
dass sich nach der Bildung einer neuen 
Bundesregierung noch klären müsse, ob 
die Aktivitäten unter anderem der DGUV 
zur Weiterentwicklung des BK-Rechts zu 
gesetzgeberischen Konsequenzen führen. 
Sollte es zu einer Abschaffung des Unter-
lassungszwangs kommen, würde dann 
auch die BK-Nr. 2108 betroffen sein, sodass 
es gegebenenfalls schon dadurch zu Ver-
änderungen des Tatbestandes kommen 
könnte. Schon allein deswegen dürfe man 
die Ergebnisse dieser Bemühungen nicht 
kurzfristig erwarten.  ●
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chen Exposition sein. Zurzeit wird die be-
rufliche Exposition mithilfe der sogenann-
ten „Wittlich‘schen Formel“ berechnet, die 
als Jahres-Referenzwert für ganztägig nor-
malschichtige in Deutschland im Freien 
Beschäftigte einen Wert von 300 SED ver-
wendet. Der Wert entstammt früherer For-
schung zu personendosimetrischen Un-
tersuchungen von Tätigkeiten im Freien 
und gilt für die Brustposition.1  Neuere 
Messungen – initiiert durch das For-
schungsprojekt FB 181 und bekannt unter 
„GENESIS-UV“ – zeigen ein sehr differen-
ziertes Bild der Bestrahlungswerte.2  Bei 
einzelnen Berufsgruppen sind diese Wer-
te deutlich höher als der bislang verwen-
dete Jahres-Referenzwert. Diese sind je-
doch nicht unmittelbar mit früheren 
Messungen vergleichbar, da heutige Be-
rufsbilder untersucht wurden, die sich ge-
gebenenfalls hinsichtlich der Arbeitsver-
fahren von früheren unterscheiden. Aber 
auch messtechnische Unterschiede er-
schweren die Vergleichbarkeit. Gleiches 
gilt für die durchschnittliche Sonnenbe-
strahlung der „übrigen Bevölkerung“. 
Auch hier sind völlig neue Messungen er-
forderlich, bevor wissenschaftlich be-
gründete Empfehlungen für eine gegebe-
nenfalls notwendige Anpassung des 
zurzeit verwendeten Wertes gegeben wer-
den können. Da bei der Beurteilung der 
beruflichen Verursachung Bezug genom-
men wird auf das Verhältnis von berufli-
cher Exposition zur durchschnittlichen 
Lebenszeitbestrahlung (40-%-Regel) und 
vermutlich sowohl der „Zähler“ als auch 
der „Nenner“ der Gleichung sich verän-
dern, sollte wegen dieser Unsicherheiten 
bis auf Weiteres unverändert das bisherige 
Verfahren zur Expositionsermittlung an-
gewendet werden.3

Erkenntnisse aus dem FB 181 mit 

Auswirkungen auf die Prävention

Die Prävention kann schon jetzt von den 
Erkenntnissen des FB 181 profitieren. Die 
Messergebnisse zeigen sehr deutlich, wie 
hoch oder eben auch wie niedrig die Son- ▸

Heute ist bekannt, dass bestimmte Haut-
krebserkrankungen durch langjährige 
UV-Strahlung verursacht werden und be-
rufliche Arbeit im Freien dabei eine gro-
ße Rolle spielen kann. Vor  diesem Hinter-
grund wurde vom Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales (BMAS) mit Wir-
kung vom 1. Januar 2015 eine neue Be-
rufskrankheit in die sogenannte Berufs-
krankheitenliste aufgenommen. 

Wann eine Erkrankung nun arbeitsbe-
dingt ist und wann eher die Folge des 
Freizeitverhaltens ist oft schwer abzu-
grenzen. Das vor allem deshalb, weil das 
bräunende Sonnenbad in der Bevölke-
rung bis heute einen hohen Stellenwert 
hat. Die Folge des hohen „Sonnenkon-
sums“ sind zahlreiche und weiterhin zu-
nehmende Erkrankungen, sodass der 
helle Hautkrebs in unseren Breiten jetzt 
zu den Volkskrankheiten zählt. 

Viele Fragen konnten zwischenzeitlich 
durch Forschung geklärt werden. Das 
DGUV Forschungsprojekt FB 181 (Kurzti-
tel: „Berufliche und außerberufliche 
 UV-Strahlung und Hautkrebs“) mit rund 
2.400 Probanden und Probandinnen  hat 
gezeigt, dass beruflich hochexponierte 
Personen gegenüber verschiedenen-
Vergleichsgruppen, die für das Risiko 
der „übrigen Bevölkerung“ stehen,  ein 
deutlich höheres Risiko haben, an 
 Plattenepithelkarzinomen und aktini-
schen Keratosen zu erkranken. Das ist ei-
ne wichtige Voraussetzung für eine Be-
rufskrankheit und insoweit wurden die 
 Annahmen, die zur Aufnahme als Berufs-
krankheit Nr. 5103  geführt haben, grund-
sätzlich bestätigt. 

Bei den Basalzellkarzinomen, dem zwei-
ten großen Forschungsgegenstand des FB 
181, lassen die Forschungsergebnisse wei-
terhin keine abschließenden Aussagen 
zur Risikoerhöhung von beruflich Hoch-
exponierten und damit zur Frage einer 
möglichen Berufskrankheit zu. Vielmehr 
gibt es neue Fragen, die möglicherweise 
durch weitere und teilweise bereits auf 
den Weg gebrachte Auswertungen des FB 
181 Datensatzes beantwortet werden kön-
nen. Wichtig erscheinen zum Beispiel die 
Rolle des histologischen Typs, die Tumor-
lokalisation sowie die Frage, ob eine ku-
mulative oder intermittierende UV-Expo-
sition die Ursache ist.

Erkenntnisse aus dem FB 181 mit Aus-

wirkungen auf die BK-Nr. 5103

Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob 
die in der Wissenschaftlichen Begrün-
dung (WB) gefundene Konvention weiter-
hin die richtige Basis für die Kausalitäts-
bewertung sein kann. 

Nach der WB zur BK-Nr. 5103 wird eine 
berufliche Verursachung gesehen, wenn 
die berufliche Exposition 40 Prozent und 
mehr der bis zum Erkrankungszeitpunkt 
erworbenen privaten beziehungsweise 
üblichen Exposition beträgt. Die „übliche 
Exposition“ ist das Produkt aus der An-
zahl der Lebensjahre zum Erkrankungs-
zeitpunkt und einem Jahreswert für die 
durchschnittliche Sonnenbestrahlung 
von in Deutschland lebenden Menschen. 
Dieser Wert von 130 SED (SED: Standard-
erythemdosis 1 SED = 100 J/m2 erythem-
gewichtete Strahlung) je Lebensjahr ist 
eine Erkenntnis aus früherer Forschung. 
Im FB 181 haben sich bei den Befragun-
gen der Versicherten Hinweise ergeben, 
dass dieser Wert möglicherweise bei ak-
tuellem Freizeitverhalten zu niedrig an-
gesetzt ist und nach oben korrigiert wer-
den sollte. 

Ebenfalls nicht ganz passgenau könnten 
die Werte für die Ermittlung der berufli-

Alles klar rund um die Sonne?

Erkenntnisse aus dem DGUV Forschungsprojekt FB 181 und deren Auswirkungen auf die Praxis.

DGUV Forschung

Steffen Krohn 

Referat Berufskrankheiten der DGUV 

E-Mail: steffen.krohn@dguv.de

Autor
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nenbestrahlungen bei Tätigkeiten im 
Freien sein können. Pauschale Ableitun-
gen sind danach kaum mehr sinnvoll. 
Zum Beispiel ist die Gruppe der Postzu-
steller und Postzustellerinnen sehr dif-
ferenziert zu betrachten: Ist ein Zusteller 
eher zu Fuß unterwegs, sind die Bestrah-
lungswerte oft deutlich geringer als in 
Zustellbezirken, in denen das Fahrrad 
genutzt wird. 

Die Gründe hierfür sind schnell gefun-
den – eine Postzustellung in städtischen 
Häuserschluchten ist um ein Vielfaches 
schattiger als das Radfahren in Siedlun-
gen mit Einfamilienhäusern oder auf 
dem Lande. Daraus wird erkennbar, dass 
es den einen Sonnenschutz für alle nicht 
gibt sondern wir über individuelle Lö-
sungen nachdenken müssen. Die Fort-
führung der Messungen mit GENESIS-UV 
wird dazu beitragen, weitere Risikogrup-
pen zu identifizieren. 

Fazit

Die Forschung kann offene Fragen klä-
ren und wirft dabei oft neue Fragen auf. 

Beim hellen Hautkrebs durch UV-Strah-
lung sind diese Fragen für die gesamte 
Bevölkerung von Interesse, da das Ver-
halten in der Freizeit das Gleiche ist. 

Wissenszuwachs allein genügt jedoch 
nicht, um die Krankheit auf ihrem Vor-
marsch zu stoppen. Entscheidend sind 
ein verbessertes Risikobewusstsein der 
Menschen und gelebter Sonnenschutz.
Hierfür ist nicht mehr oder weniger als 

ein Bewusstseinswandel bei jeder ein-
zelnen Person erforderlich. Hiervon sind 
wir trotz erster Verbesserungen noch ein 
großes Stück entfernt. Beim Motivieren 
gilt es, alle Menschen mitzunehmen: so-
wohl bereits Erkrankte als auch Gesun-
de! Anfangen sollten wir dabei nicht erst 
bei hochexponierten Bauarbeitern, Gärt-
nern und Seeleuten, sondern schon bei 
den kleinsten Versicherten in Kitas  und 
Schulen.4  ●

Wer in Siedlungen mit vielen Einfamilienhäusern die Post austrägt, ist oft einer höheren UV-Strahlenbelastung ausgesetzt 

als Kolleginnen und Kollegen, die in Häuserschluchten von Innenstädten unterwegs sind.

Fußnoten

[1] Wittlich, M.: „Erfassung der beruflichen UV-Exposition: Wo stehen wir?“ DBU, Jahr-

gang 63, Nr. 1/2015, S. 27—30

[2] Wittlich, M.: Auf dem Weg zu einem Kataster für UV-Bestrahlungen im Freien, DGUV 

Forum 4/2017, S. 23—27

[3] Technische Information zur Ermittlung in Berufskrankheiten(BK-)fällen vor dem Hin-

tergrund der neuen Berufskrankheit mit der BK-Nr. 5103 „Plattenepithelkarzinome oder 

multiple aktinische Keratosen der Haut durch natürliche UV-Strahlung“ unter: www.

dguv.de (Suchwort: Technische Information Bk.-Nr. 5103)

[4] Engel, Krohn, Schneider, Wanka: Hautkrebs durch UV-Strahlung – Update zur neuen 

BK-Nr. 5103, DBU, Jahrgang 65, Nr. 1/2017, S. 18—22
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Seit Aufnahme der BK-Nr. 5103 in die Be-
rufskrankheitenliste im Januar 2015 sind 
den Unfallversicherungstragern jährlich 
rund 8.000 Fälle gemeldet worden. Die An-
erkennungsquote liegt deutlich über 50 
Prozent. Ein relevanter Anteil Betroffener 
mit anerkannter BK 5103 ist noch weiterhin 

beruflich tätig. Bei diesen Personen, aber 
auch in der Freizeit, soll der Schutz vor 
Sonnenstrahlung nach dem T-O-P-Prinzip 
erfolgen. Danach sind technische Maß-
nahmen (zum Beispiel Abschattungen) 
und organisatorische Maßnahmen (zum 
Beispiel Meidung der Sonne etwa durch 

Arbeitszeitverlagerungen) vorrangig vor 
persönlichen Schutzmaßnahmen. Zu Letz-
teren zählt zunächst der textile Sonnen-
schutz, also das Tragen von zweckmäßi-
ger Kleidung und Kopfbedeckungen. 
Dennoch gibt es immer Körperstellen, die 
nicht oder nicht ausreichend geschützt 

Nicht nur eine nationale Herausforderung

Seit 2015 zählt heller Hautkrebs zu den Berufskrankheiten. Noch ist allerdings nicht geklärt, inwieweit han-

delsübliche Sonnenschutzpräparate den Anforderungen eines für den Outdoor-Arbeitsalltag geeigneten 

Sonnenschutzpräparats vollumfänglich entsprechen.
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Vor der Arbeit in der Sonne: Ein Beschäftigter cremt sich mit einem Sonnenschutzpräparat ein.
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werden können (zum Beispiel Gesicht, 
 Nacken, Ohren, Dekolleté, Hände).

Für diese Körperstellen werden geeignete 
Sonnenschutzpräparate (topischer Licht-
schutz) empfohlen. Entsprechend dem T-
O-P-Prinzip stehen Sonnenschutzpräpa-
rate als Bestandteil der persönlichen 
Schutzausrüstung am Ende der Hierarchie 
der Schutzmaßnahmen gegen UV-Strah-
lung. Dennoch kommt ihnen im Gesamt-
konzept von Sonnenschutzmaßnahmen 
eine große Bedeutung zu. Denn die einzu-
cremenden Areale (in der Regel Gesicht 
und häufig angrenzende Regionen wie 
Hals/Nacken/Dekolleté, ferner Hände und 
zum Teil auch Unterarme) sind auch die 
häufigsten Lokalisationen der BK-Nr. 5103. 
Ist somit eine Vermeidung einer Sonnen-
bestrahlung auf anderem Wege nicht 
möglich, so hat die richtige und regelmä-
ßige Anwendung von Sonnenschutzprä-
paraten hohe Priorität.

Sonnenschutzpräparate wirken 

Es ist wissenschaftlich belegt, dass die re-
gelmäßige und richtige Anwendung von 
Sonnenschutzpräparaten als ein Bestand-
teil einer UV-Schutzstrategie geeignet  ist, 
bei Risikopopulationen das weitere Auf-
treten von aktinischen Keratosen und 
auch Plattenepithelkarzinomen effektiv zu 
verhindern und sogar zu einer Reduktion 
bereits bestehender, aktinischer Keratosen 
beiträgt. So konnten in einer der Schlüs-
selstudien zur dermatoonkologischen Prä-
vention durch Sonnenschutzpräparate be-
reits nach einem australischen Sommer 
der protektive Effekt und eine Reduktion 
aktinischer Keratosen durch tägliche Ver-
wendung eines Lichtschutzmittels bei ent-
sprechend geschulten Landarbeitern Pla-
cebo-kontrolliert belegt werden.1 In 
experimentellen Studien konnte in vitro 
und in vivo im Tiermodell der positive Ef-
fekt von Sonnenschutzpräparaten eben-
falls nachgewiesen werden.2 Eine  kürzlich 
durchgeführte systematische Literaturre-
cherche bestätigt ferner die Effektivität 
von Sonnenschutzpräparaten zum Schutz 
vor chronischen Lichtschäden, das heißt 
konkret Krebsentstehung beim Men-
schen.3 Die Präventionsempfehlung „Täg-
licher Lichtschutz in der Prävention chro-
nischer UV-Schäden der Haut“  empfiehlt 
daher die tägliche Anwendung  eines 
 Sonnenschutzmittels zur Vermeidung      von 
akuten und chronischen Schäden   durch 
UV-Strahlung.4 Die regel mäßige An wen-

dung von Sonnenschutz präparaten (Licht-
schutzfaktor ≥ 30 für UVB; UVA-Schutz-
faktor bei mehr als 33 Prozent des 
UVB-Lichtschutzes) ist damit ein wesent-
licher Bestandteil in der Prävention und 
auch in der Therapie von initialem hellem 
Hautkrebs im Sinne der BK-Nr. 5103. Die in 
diesem Zusammenhang bei anerkannter 
Berufskrankheit und fortbestehender in-
tensiver Sonnenexposition von Ärzten und 
Ärztinnen derzeit empfohlenen Präparate 
sind vielfach als „Medizinprodukte“ ein-

gestuft und teurer als „kosmetische“ 
 Sonnenschutzpräparate. Die wissen-
schaftliche Basis zur Beurteilung, welche 
 Produkte besonders geeignet sind, ist 
 allerdings widersprüchlich. Tatsächlich 
existieren bislang keine produktübergrei-
fenden Studien zu Anforderungen und Ef-
fektivität im Hinblick auf bei beruflichen 
Tätigkeiten generell geeignete Sonnen-
schutzpräparate. Eine wissenschaftliche 
Grundlage für entsprechende Empfehlun-
gen fehlt bisher.
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Wer im Freien arbeitet, muss auf den richtigen Sonnenschutz achten. Sonnenschutzcremes schützen vor schädlicher UV-Strahlung.

Gemäß Schätzungen der europäischen 
Agentur für Sicherheit und Gesundheit 
bei der Arbeit arbeiten rund 14,5 Millio-
nen Beschäftigte im Freien (≥ 75 Prozent  
der Arbeitszeit).5 Die Akzeptanz von Son-
nenschutzpräparaten bei Erwer bstätigen 
im Freien hängt generell von mehreren 
Faktoren ab wie zum Beispiel  Stabilität, 
Applizierbarkeit, Wasser-/Schweiß-/ 
Abriebbeständigkeit, Dosierbarkeit, Ge-
eignetheit für den jeweiligen Arbeits-
platz. Unter (noch) nicht erkrankten 

Beschäftigten ist zudem das Bewusst-
sein für Sonnenschutz am Arbeitsplatz 
nach    der  gegenwärtigen Studienlage ge-
ring  entwickelt. 

Ferner leidet die Bereitschaft zur Anwen-
dung handelsüblicher, topisch applizier-
barer Sonnenschutzpräparate an der in 
der Regel für eine kurzzeitige Anwen-
dung in Urlaub oder Freizeit entwickel-
ten Formulierung und  Hautstabilität, die 
dem Anforderungsprofil für den profes-

sionellen Einsatz im beruflichen Umfeld 
vielfach nicht entspricht. Dies führt wis-
senschaftlich nachgewiesen zu einer 
niedrigen Compliance bei der Anwen-
dung von Sonnenschutzpräparaten. 
 Zusätzlich ist das  Bewusstsein bei Arbeit-
gebern, Arbeitgeberinnen sowie Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern für die 
Gefährdung durch solare UV-Strahlung 
trotz allgemeiner Sensibilisierungs-
kampagnen zum Hautkrebs nur sehr ge-
ring ausgeprägt. ▸
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Mindestanforderungen für Sonnen-

schutzpräparate gesucht

Vor diesem Hintergrund hat sich das aus 31 
europäischen Ländern bestehende EU-ge-
förderte Horizont 2020 COST Projekt „Stan-
Derm“ (Entwicklung von europäischen 
Standards zur Prävention von berufsbeding-
ten Dermatosen inklusive beruflichen Haut-
krebses) in diesem Jahr mit der Fragestel-
lung eingehend beschäftigt, welche 
(Mindest-)Anforderungen an ein geeignetes 
 topisches Sonnenschutzpräparat zur Ver-
sorgung von Menschen mit bereits eingetre-
tenem aktinischem (UV-)Schaden generell 
und am Arbeitsplatz gestellt werden müs-
sen. Im Ergebnis wurden wesentliche 
 Eckparameter für die Formulierung und 
wissenschaftliche Evaluation eines aus kli-
nisch-berufsdermatologischer Sicht nach-
haltigen, effizienten topischen Sonnen-
schutzkonzeptes definiert. Unter topischem 
Sonnenschutzkonzept wird die Einheit aus 
Präparat und  vorgegebenem, nutzerorien-
tiertem Dosierungsschema verstanden. 

Die von StanDerm festgelegten Mindestan-
forderungen betreffen Lichtschutzfaktor, 
Wasser- und Schweißfestigkeit, Zusam-
mensetzung, Formulierung, Verträglich-
keit, Applikationsmenge, Dosierkonzept. 
Eine  besondere Herausforderung sieht das 
Expertenforum in der für den beruflichen 
Einsatz unbedingt erforderlichen Schweiß-
festigkeit, da es erfahrungsgemäß trotz 
Aussage der herstellenden Firmen kein 
wirklich schweiß-resistentes Präparat auf 
dem Markt gibt. Nach Aussage der Fach-
leute sollte der Lichtschutzfaktor 30+ be-
tragen sowie photostabile Breitbandfilter-
systeme mit hohem Schutz gegen UVB und 
UVA eingesetzt und entsprechend angege-
ben werden. Bezüglich der galenischen Ei-
genschaften  befanden die Fachleute, dass 
keine aktiven Substanzen (zum Beispiel 
Antioxidantien, Enzyme) notwendig sind, 
da sie keine weitere Schutzwirkung auslö-
sen. Die StanDerm-Fachleute haben sich 
auch kritisch gegenüber einzelnen Studien 
geäußert, die reklamieren, dass nur be-
stimmte Medizinprodukte für den Sonnen-
schutz für hochgradig aktinisch Geschä-
digte geeignet sind. 

Die adäquate Applikationsmenge durch 
ein für die im Außenbereich Tätigen adap-
tiertes Dosierkonzept ist ebenfalls ein Pro-
blem, das bisher nicht hinreichend gelöst 
worden ist. Für Außenbeschäftigte, die oft-
mals in Klein- und Kleinstbetrieben be-

schäftigt sind, sind kleine handliche Son-
nenschutzpräparate (Sachets, am Körper 
zu tragende Kits) eine mögliche Variante,  
um ein mehrmaliges Auftragen am Tag zu 
ermöglichen. In Anlehnung an das KISS-
Prinzip sollte es ein Sonnenschutzpräparat 
für möglichst viele Berufsgruppen geben. 
Außenbeschäftigte mit besonders licht-
empfindlicher Haut werden sicherlich spe-
zielle Anwendungshinweise erhalten müs-
sen, da sie einer höheren Risikogruppe 
zugehören. Um ein Risikobewusstsein zur 
Gefährdung durch solare UV-Strahlung bei 
Unternehmen sowie Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern zu schaffen, sollten 
beide Gruppen entsprechend geschult wer-
den;6 der Einsatz von Piktogrammen wäre 
hier sinnvoll, auch zur Überwindung von 
Sprachbarrieren. Schließlich zeigt die Da-
tenlage, dass ungeeigneter oder falsch 
 angewandter Sonnenschutz Beschäftigte 
dazu veranlassen kann, sich in einem (trü-
gerischen) Gefühl der Sicherheit der Sonne 
auszusetzen. 

Systematische Literaturanalyse vor 

Veröffentlichung

Diese Eckparameter werden aktuell durch 
StanDerm mittels einer systematischen in-
ternationalen Literaturanalyse weiter abge-
sichert. Eine entsprechende wissenschaftli-
che Publikation ist für Anfang 2018 geplant. 
Dies ermöglicht, sämtliche Anforderungen 
an ein geeignetes topisches Sonnenschutz-
präparat für den Arbeitsplatz und bei be-
reits eingetretenem aktinischem Schaden 
im Sinne der BK 5103 wissenschaftlich be-
gründet zu definieren. Zu klären wäre aller-
dings noch, inwieweit die handelsüblichen 
Sonnenschutzpräparate den im StanDerm-
Expertenforum aufgestellten medizini-
schen, applikationstechnischen sowie den 
Anforderungen an die  Zusammensetzung 
an ein für den Outdoor-Arbeitsalltag geeig-
netes Sonnenschutzpräparat vollumfäng-
lich entsprechen. Dies sollte in einer Markt-
analyse näher evaluiert werden. Eine 
kontrollierte internationale Interventions-
studie bei Außenbeschäftigten würde die 
Absicherung der Ergebnisse unter Realbe-
dingungen an Arbeitsplätzen gewährleisten 
und die dringend benötigte Basis für umfas-
sende, wissenschaftlich begründete Emp-
fehlungen zum topischen Sonnenschutz am 
Arbeitsplatz respektive bei Versicherten mit 
anerkannter BK 5103 liefern. Es ist zu hof-
fen, dass sich in naher Zukunft Möglichkei-
ten ergeben werden, diese Anregungen des 
internationalen Forschergremiums Stan-

Derm zur Lösung eines drängenden Prob-
lems bei der Sicherheitheit und Gesundheit 
bei der Arbeit vollständig umzusetzen.

Zweifelsohne würden die durch eine derar-
tige Studie gewonnenen Erkenntnisse künf-
tig Einfluss auf die konkrete Prävention 
 hinsichtlich UV-Strahlung am Arbeitsplatz 
und der Vermeidung von beruflich beding-
tem hellem Hautkrebs in Deutschland und 
 Europa haben.  ●
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Das KISS-Prinzip

Das KISS-Prinzip (Keep it short and 

simple) wird angewandt, um die 

Komplexität eines Sachverhalts 

zu reduzieren und damit zu einem 

Problem eine möglichst einfache 

Lösung anzustreben, mit der alle 

Beteiligten arbeiten können. 

Je komplizierter ein Sachverhalt ist 

oder dargestellt wird, umso schwie-

riger wird es für alle Beteiligten, 

damit zu arbeiten.
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1. Allgemeines

Die zentrale Voraussetzung für die Erbrin-
gung von Rehabilitations- und Geldleistun-
gen in der gesetzlichen Unfallversicherung 
ist das Vorliegen eines Versicherungsfalls 
– also eines Arbeitsunfalls oder einer Be-
rufskrankheit (BK).

Im Gegensatz zu Arbeitsunfällen, bei de-
nen ein Gesundheitsschaden oder der Tod 
eines Versicherten oder einer Versicherten 
durch ein zeitlich sehr begrenztes äußeres 
Ereignis verursacht wird, setzen Berufs-
krankheiten in aller Regel länger andau-
ernde schädigende berufliche Einwirkun-

gen auf den Körper voraus, die schließlich 
eine Erkrankung  verursachen.

Das deutsche Recht der Berufskrankheiten 
folgt im Wesentlichen einem Listenprinzip. 
Grundsätzlich dürfen nur die Krankheiten, 
die nach den gesetzlichen Vorgaben des § 9 
Absatz 1 SGB VII ausdrücklich von der Bun-
desregierung mit Zustimmung des Bun-
desrates in die der Berufskrankheiten-
verordnung (BKV) anliegenden Liste 
aufgenommen wurden, von den Trägern der 
gesetzlichen Unfallversicherung  als Berufs-
krankheiten anerkannt und entschädigt 
werden. In der Liste der Berufskrankheiten 
werden die Krankheitsbilder und die sie ver-
ursachenden Stoffe beziehungsweise Ein-
wirkungen abschließend dargestellt.

2. Hautkrebs als Berufskrankheit

Derzeit umfasst die Anlage 1 zur BKV 
zwei Berufskrankheiten, die sich schon 
nach ihrem Wortlaut unmittelbar auf 
Krebserkrankungen der Haut beziehen.

Bereits 1925 wurden „Erkrankungen an 
Hautkrebs durch Ruß, Paraffin, Teer, 
Anthrazen, Pech oder verwandte Stoffe“ 
in die damalige Liste der „Gewerblichen 
Berufskrankheiten“ aufgenommen.  

Nach einigen geringfügigen Anpassun-
gen wird diese Berufskrankheit heute  
unter der BK-Nr. 5102 geführt und hat in-
zwischen folgenden Wortlaut:

„Hautkrebs oder zur Krebsbildung nei-
gende Hautveränderungen durch Ruß, 
Rohparaffin, Teer, Anthrazen, Pech oder 
ähnliche Stoffe“.

Der Tatbestand der BK-Nr. 5102 nennt 
kein konkretes Erkrankungsbild. Nach 
dem aktuellen wissenschaftlichen Er-
kenntnisstand umfasst sie das Carcino-
mata in situ, das Plattenepithelkarzi-
nom sowie das Basalzellkarzinom.1 

Zum 1. Januar 2015 wurde die Berufs-
krankheit

„Plattenepithelkarzinom oder multiple 
aktinische Keratosen der Haut durch na-
türliche UV-Strahlung“

als BK-Nr. 5103 neu in die Liste der Be-
rufskrankheiten eingefügt.2 Diese Be-
rufskrankheit beschränkt sich allein 
schon aufgrund ihres Wortlauts auf die 
Erkrankungsbilder Plattenepithelkarzi-
nom und aktinische Keratose. Andere 
Arten von Malignomen der Haut wurden 
nicht in den Tatbestand der BK-Nr. 5103 
aufgenommen. Auch wenn die ultravio-
lette (UV-) Strahlung als ein wichtiger 
Risikofaktor für die Entstehung von Ba-
salzellkarzinomen angesehen wird, 
konnte der den Verordnungsgeber bera-
tende Ärztliche Sachverständigenbeirat 
„Berufskrankheiten“ (ÄSVB) bis zur Ver-
öffentlichung seiner wissenschaftlichen 
Begründung3 im August 2013  keine ab-
schließende Aussage über einen Zusam-
menhang zwischen der arbeitsbeding-
ten Belastung mit UV-Strahlung und der 

Hautkrebserkrankungen außerhalb der 
Berufskrankheitenliste

Dieser Beitrag soll einen Überblick geben zu den Voraussetzungen für eine Anerkennung „wie eine Berufs-

krankheit“ nach § 9 Absatz 2 Siebtes Buch, Sozialgesetzbuch (SGB VII) und die in diesem Zusammenhang 

zurzeit diskutierten Krebserkrankungen der Haut.

Anerkennung „Wie eine Berufskrankheit“ 

▸
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„Erfüllt eine (Hautkrebs-)Erkran-

kung, die eine versicherte Person 

infolge ihrer versicherten Tätigkeit 

erlitten hat, nicht die Vorausset-

zungen einer Listen-Berufskrank-

heit, kann eine Anerkennung und 

gegebenenfalls Entschädigung 

nach § 9 Absatz 2 SGB VII in Frage 

kommen.“
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Entstehung dieser Form des Hautkreb-
ses machen. Gleiches gilt für den Zu-
sammenhang zwischen der Einwirkung 
von künstlicher UV-Strahlung und Mali-
gnomen der Haut. Auch hier war die 
epidemiologische Erkenntnislage zum 
Abschluss der Beratungen noch nicht 
ausreichend. Die wissenschaftlichen Er-
kenntnisse zur Verursachung der ver-
schiedenen Subtypen des malignen Me-
lanoms durch UV-Expositionen wurden 
im August 2013 noch als unzureichend 
bewertet. Die malignen Melanome wur-
den daher vom Sachverständigenbeirat 
nicht weiter in die Betrachtungen ein-
bezogen.

Arbeitsbedingter Hautkrebs kann dane-
ben auch die Tatbestände anderer Be-
rufskrankheiten erfüllen, die lediglich 
die schädigende Einwirkung, nicht aber 
ein Erkrankungsbild beschreiben oder 
sich auf ein Zielorgan beschränken. Man 
spricht deshalb von sogenannten „offe-
nen“ BK-Tatbeständen. In Betracht kom-
men hier insbesondere folgende Berufs-
krankheiten:4

• BK-Nr. 1108 Erkrankungen durch Arsen 

und seine Verbindungen. Eine typische 
Hautkrebsform nach Arsenexposition ist 
das Basalzellkarzinom. Daneben kann 
Arsen auch Plattenepithelkarzinome (mit 
und ohne Vorstufen) verursachen.5

• BK-Nr. 2402 Erkrankungen durch ioni-

sierende Strahlen. In Abhängigkeit   von 
der jeweiligen Dosis können ionisierende 
Strahlen ebenfalls Malignome der Haut 
auslösen, vornehmlich Plattenepithelkar-
zinome und in geringerer Häufigkeit Ba-
salzellkarzinome und in selt enen Fällen 
auch Fibrosarkome und Angiosarkome.

Zusammenfassend können derzeit nach 
dem aktuellen Stand der Wissenschaft 
die in Tabelle 1 enthaltenen beruflich 
verursachten Hautkrebserkrankungen 
als Berufskrankheiten anerkannt wer-
den.6 Derzeit nicht in der Liste der Be-
rufskrankheiten erfasst werden insbeson-
dere die nachfolgenden Erkrankungen 
oder Konstellationen:

• Hautkrebserkrankungen durch UV-
Strahlung aus künstlichen Quellen

• Basalzellkarzinome durch natürliche 
UV-Strahlung

• synkanzerogen durch PAK7 und UV-

Strahlung verursachter Hautkrebs
• Lentigo-maligna-Melanom (LMM)
• undifferenziertes pleomorphes 

Sarkom (UPS), multiple aktinische 
Keratosen auf dem Boden einer Po-
rokeratosis superficialis disseminata 
actinica (Chernosky-Freeman)

Hierzu soll nachfolgend (im Abschnitt 4) 
untersucht werden, ob eine Anerkennung 
und gegebenenfalls Entschädigung „wie 
eine Berufskrankheit“ nach § 9 Absatz 2 
SGB VII derzeit möglich ist.

Der Vollständigkeit halber ist noch anzu-
merken, dass alle übrigen berufsbeding-
ten Erkrankungen der Haut, die nicht zu 
den Hautkrebserkrankungen zählen, 
nach den jeweils einschlägigen Tatbe-
ständen der Berufskrankheitenliste, 
 insbesondere nach der BK-Nr. 5101, zu 
 beurteilen sind. Lediglich Hautkrebser-
krankungen fallen nicht unter die BK-Nr. 
5101,8 sodass diese – sofern sie nicht von 
den oben dargestellten Berufskrankhei-
ten-Tatbeständen umfasst werden – ge-
gebenenfalls nach dem Maßstab des § 9 
Absatz 2 SGB VII zu prüfen wären.

 

3. Anerkennung „wie eine Berufs-

krankheit“ nach § 9 Absatz 2 SGB VII

a) Regelungsgehalt und Zweck des  

§ 9 Absatz 2 SGB VII

Erfüllt eine (Hautkrebs-)Erkrankung, die 
eine versicherte Person infolge ihrer ver-
sicherten Tätigkeit erlitten hat, nicht die 
Voraussetzungen einer Listen-Berufs-
krankheit, kann eine Anerkennung und 
gegebenenfalls Entschädigung nach § 9 
Absatz 2 SGB VII infrage kommen. Die Un-
fallversicherungsträger haben nach dieser 
Vorschrift im Einzelfall eine Krankheit wie 
eine Berufskrankheit anzuerkennen, 
wenn nach neuen medizinischen Erkennt-
nissen die Voraussetzungen für die Auf-
nahme dieser Krankheit in die Berufs-
krankheitenliste gegeben sind, der 
Verordnungsgeber aber noch keine Ände-
rungsverordnung erlassen hat. Zweck der 
Regelung des § 9 Absatz 2 SGB VII ist es, 
Krankheiten entschädigen zu können, die 
nur deshalb noch nicht in die BKV aufge-
nommen wurden, weil die Erkenntnisse 
der medizinischen Wissenschaft über die 
besondere arbeitsbedingte Gefährdung 
bestimmter Personengruppen bei der je-

weils letzten Neufassung der BKV noch 
nicht vorhanden waren oder trotz Nach-
prüfung noch nicht ausreichten und da-
her nicht berücksichtigt wurden.9 Die Än-
derung der BKV einschließlich ihrer 
Anlage ist ein Rechtsetzungsprozess der 
Bundesregierung mit Beteiligung des 
Bundesrates. Daher liegen zwischen den 
Ergänzungen der Berufskrankheitenliste 
meist mehrere Jahre. In der Praxis ist es 
oft ein langer Weg vom ersten „Bemer-
ken“ einer möglicherweise arbeitsbe-
dingt verursachten Erkrankung bis hin 
zum Vorliegen von Erkenntnissen im Sin-
ne der sogenannten „BK-Reife“. Zum Bei-
spiel wurde das Thema „Hautkrebs durch 
UV-Strahlung“ bereits  Anfang der 
1990er-Jahre im ÄSVB erstmals angespro-
chen. Nachdem sich die Erkenntnislage 
über die Zusammenhänge zwischen ar-
beitsbedingter Belastung mit UV-Strah-
lung und der Entstehung von Plattenepi-
thelkarzinomen so stark ver dichtet hat, 
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gangsregelung“, die zugunsten der 
 versicherten Personen den Zeitraum zwi-
schen dem Vorliegen neuer wissenschaft-
licher Erkenntnisse, die den Verordnungs-
geber zur Aufnahme einer Krankheit in 
die BK-Liste berechtigen, und dem Vollzug 
der Aufnahme dieser Krankheit in diese 
Liste überbrücken soll. In diesem Zeit-
raum haben die Unfallversicherungsträ-
ger diese Erkrankung „wie eine Be-
rufskrankheit“ anzuerkennen und zu 
entschädigen.

b) Welche Voraussetzungen müssen 

für eine Anerkennung „wie eine Be-

rufskrankheit“ erfüllt sein?

Aus rechtlicher Sicht scheint die Ant-
wort auf die Frage, wann eine Anerken-
nung „wie eine Berufskrankheit“ erfol-
gen kann, zunächst recht einfach: Nach 
§ 9 Absatz 2 SGB VII ist das sinngemäß 
möglich, wenn im Zeitpunkt der Ent- ▸
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Der Schutz vor UV-Strahlung ist die beste Möglichkeit, um Hautkrebserkrankungen zu vermeiden.

wurde im August 2013 schließlich die 
wissenschaftliche Begründung des ÄSVB 
„Plattenepithelkarzinome oder multiple 
aktinische Ker atosen der Haut durch na-
türliche UV-Strahlung“ durch das zustän-
dige Bundesministerium veröffentlicht.10  
Erst im Januar 2015 wurde die gleichlau-
tende neue Berufskrankheit Nr. 5103 in 
die  Liste der Berufskrankheiten aufge-
nommen. Die häufig längere Beratungs-
dauer ist dadurch bedingt, dass neben 
den  notwendigen Erkenntnissen zur Ver-
ursachung auch die betroffenen Per-
sonengruppen und geeignete Abgren-
zungskriterien gefunden werden müssen. 
Diese lassen sich aus den zunächst vor-
liegenden Forschungsergebnissen meist 
nicht oder nicht ausreichend sicher und 
genau ableiten. Daher muss häufig ge-
zielt weitergeforscht werden, bevor ein 
BK-Tatbestand formuliert und in die BK-
Liste aufgenommen werden kann.11  Denn 

das Ermessen des Verordnungsgebers zur 
Aufnahme einer neuen Berufskrankheit 
sollte vor allem auf die  Umsetzbarkeit ei-
nes Berufskrankheiten-Tatbestandes ge-
richtet sein.12  

Um den Unfallversicherungsträgern den-
noch die Möglichkeit zu geben, zwischen-
zeitlich tätig zu werden, wurde § 9  Absatz 
2 SGB VII geschaffen.13 Die Vorschrift darf 
daher nicht als „Härtefallklausel“ miss-
verstanden werden, die dazu dient, indi-
viduelle Härten, die durch Lücken in der 
Gesetzessystematik entstehen können, 
auszugleichen.14  Ziel der Regelung ist es 
auch nicht, jede Krankheit, deren ursäch-
licher Zusammenhang mit der Berufstä-
tigkeit im Einzelfall nachgewiesen oder 
hinreichend wahrscheinlich ist, wie eine 
Berufskrankheit zu entschädigen.15  § 9 
Absatz 2 SGB VII ist vielmehr eine „Öff-
nungsklausel“ beziehungsweise „Über-
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scheidung nach „neuen“ Erkenntnissen 
der medizinischen Wissenschaft die Vo-
raussetzungen für eine Aufnahme der 
Krankheit in die Liste der Berufskrank-
heiten im Sinne des § 9 Absatz 1 SGB VII 
erfüllt sind. Wichtig dabei ist, dass die Ent-

scheidungsgrundlage immer „neue“ Er-
kenntnisse sein müssen, die bei der letzten 
Änderung noch nicht bekannt waren oder 
anders bewertet wurden.

Die Voraussetzungen für die Aufnahme ei-
ner Erkrankung in die Liste der Berufs-
krankheiten sind erfüllt, wenn:

• die generelle Eignung der arbeitsbe-
dingten Einwirkung, die Erkrankung zu 
verursachen, muss mit wissenschaftli-
chen Methoden und Überlegungen zu 
begründen sein, wozu in der Regel auch 

„In der Praxis ist es oft ein langer 

Weg vom ersten „Bemerken“ einer 

möglicherweise arbeitsbedingt 

verursachten Erkrankung bis hin 

zum Vorliegen von Erkenntnissen 

im Sinne der sogenannten ‚BK-

Reife‘. “

der Mechanismus der Krankheitsentste-
hung gehört,16 

• eine besondere Einwirkung, die sich in ih-
rer Art oder zumindest in ihrer Intensität 
deutlich von Einwirkungen abhebt, wie 
sie im privaten Bereich ebenfalls üblicher-
weise vorkommen und

• eine bestimmte Personengruppe diesen 
besonderen Einwirkungen in erheblich 
höherem Grade ausgesetzt ist (und 
dadurch erheblich häufiger erkrankt) 
als die übrige Bevölkerung. In der Re-
gel wird hierzu auf epidemiologische 
Untersuchungen zurückgegriffen. 
Besonders bedeutsam ist dies bei den 
sogenannten Volkskrankheiten, die in 
der Bevölkerung weitverbreitet sind 
und auf verschiedenste – auch außer-
berufliche – Faktoren zurückzuführen 
sind. Die Möglichkeiten des Nachweises 
eines berufs- oder tätigkeitsspezifisch 
erhöhten Krankheitsrisikos sind aus 
methodischen Gründen bei kleinen 
betroffenen Personengruppen jedoch 
limitiert. Schwierig ist ein Rückgriff auf 
die epidemiologische Datenlage aber 
auch dann, wenn die Personengruppe, 
die eine exponierte Tätigkeit verrichtet, 
zwar verhältnismäßig groß ist, aber 
aufgrund von Arbeitsschutz- oder an-
deren Präventionsmaßnahmen (zum 
Beispiel persönliche Schutzausrüstung) 

unter regelhaften Arbeitsbedingungen 
nur einer reduzierten oder sogar keiner 
Einwirkung ausgesetzt ist. Der Aussage-
gehalt diesbezüglicher epidemiologischer 
Untersuchungen hängt dann davon ab, 
inwieweit es gelingt, die Personengrup-
pe, die trotz der Arbeitsschutzvorgaben 
relevant exponiert ist, zu fokussieren. Ist 
der Nachweis, beispielsweise aufgrund 
der Seltenheit der Erkrankung, durch 
statistisch abgesicherte Zahlen nicht zu 
erbringen, kann aber auch auf andere 
nach der medizinischen Wissenschaft zur 
Verfügung stehende Erkenntnisquellen 
zurückgegriffen werden, zum Beispiel auf 
toxikologische, biomechanische, mole-
kularbiologische oder tierexperimentelle 
Erkenntnisse, selbstverständlich auch 
aus anderen Ländern. 

4. Welche Hautkrebserkrankungen 

werden aktuell diskutiert?

In der Literatur wurden in den letzten 
Jahren verschiedene Hautkrebserkran-
kungen oder weitere schädigende Ein-
wirkungen als mögliche Anwendungs-
fälle des § 9 Absatz 2 SGB VII diskutiert. 
Diese Hautkrebserkrankungen sollen im 
Folgenden näher betrachtet werden. Da-
bei handelt es sich aktuell insbesondere 
um folgende Erkrankungen oder Kons-
tellationen:

Tabelle 1: Als Berufskrankheiten anerkennungsfähige Hautkrebserkrankungen

Carcinomata 

in situ

Plattenepithel-

karzinom

Basalzell- 

karzinom

Maligne 

Melanome

Angio- / Fibro- 

sarkome

Arsen 

(BK-Nr. 1108)
x x x -- --

Ionisierende 

Strahlung 

(BK-Nr. 2402)

x x x -- x

Teer, Pech usw. 

(BK-Nr. 5102)
x x x -- --

Natürliche 

UV-Strahlung 

(BK-Nr. 5103)

x x -- -- --
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len ausdrücklich nicht zum Gegenstand 
seiner wissenschaftlichen Begründung aus 
dem August 2013 gemacht,  da ein Zusam-
menhang zwischen arbeits bedingter Belas-
tung mit künstlicher  UV-Strahlung und 
dem Auftreten von Malignomen an der 
Haut aus epidemiologischen Studien sei-
nerzeit nicht abgeleitet werden konnte. Als 
bedeutsam für eine hautkrebsverursachen-
de Wirkung wurden unabhängig von der 
Strahlenquelle (natürlich oder künstlich) 
die Intensität, die Wellenlänge und die 
spektrale Zusammensetzung der UV-Strah-
lung erkannt. Da jedoch die „Relevanz der 
spektralen Zusammensetzung für eine be-
rufliche Gefährdung […] in Bezug auf die 
UV-Strahlung aus künstlichen Quellen“ 
noch nicht abschließend beurteilt werden 
konnte, hat sich der ÄSVB „eine weitere 
Prüfung der möglichen Verursachung der 
Erkrankung durch künstliche UV-Strah-
lung“ vorbehalten.

Im Rahmen der jüngsten Überarbeitung 
der Bamberger Empfehlung (aktueller 
Stand: Juni 2017) wurden die bestehenden 
Erkenntnisse über den Zusammenhang 
zwischen beruflich bedingter künstlicher 
UV-Strahlung und der Entstehung von 
Hautkrebserkrankungen durch einen 
 interdisziplinären Expertenkreis ver-
sicherungsrechtlich nochmals bewertet. ▸

1. die nach den Erkenntnissen der medizinischen  

Wissenschaft durch besondere Einwirkungen  

verursacht sind,

Als Berufskrankheiten können in der Berufskrankheiten-Verordnung solche Krankheiten bezeichnet werden.

2. denen bestimmte Personengruppen durch ihre  

versicherte Tätigkeit oder

3. in erheblich höherem Grade ausgesetzt sind als  

die übrige Bevölkerung.

Materielle Elemente  

der Bezeichnung als  

Berufskrankheit

• Hautkrebserkrankungen durch UV-
Strahlung aus künstlichen Quellen

• Basalzellkarzinome durch natürliche 
UV-Strahlung

• synkanzerogen durch PAK17  und UV-
Strahlung verursachter Hautkrebs

• Lentigo-maligna-Melanom (LMM) 
und undifferenziertes pleomorphes 
Sarkom (UPS)

• Multiple aktinische Keratosen auf 
dem Boden einer Porokeratosis 
superficialis disseminata actinica 
(Chernosky-Freeman)

Diese Erkrankungen und Konstellatio-
nen sollen nachfolgend insbesondere 
dahingehend untersucht werden, ob 
sich der jeweilige wissenschaftliche Er-
kenntnisstand seit dem Abschluss der 
Beratungen im ÄSVB beziehungsweise 
der Veröffentlichung der wissenschaft-
lichen Begründung im August 2013 in-
soweit fortentwickelt hat, dass nach 
 einer arbeitsmedizinischen und rechtli-
chen Bewertung inzwischen von einer 
„BK-Reife“ ausgegangen werden kann 
und damit der Anwendungsbereich des 
§ 9 Absatz 2 SGB VII eröffnet wäre.

a) Hautkrebserkrankungen durch UV-

Strahlung aus künstlichen Quellen 

Der ÄSVB hat die Haukrebserkrankungen 
durch UV-Strahlung aus künstlichen Quel-

 Zusammenfassend konnten keine ausrei-
chend gesicherten neuen Erkenntnisse 
festgestellt werden, die eine arbeitsbe-
dingte Verursachung im Sinne des Berufs-
krankheitenrechts eindeutig belegen 
 können. Eine Anerkennung als Berufs-
krankheit oder wie eine Berufskrankheit 
(§ 9 Absatz 2 SGB VII) ist daher zurzeit 
nicht möglich.

b) Basalzellkarzinome durch natürli-

che UV-Strahlung

Zum Zeitpunkt, als die wissenschaftliche 
Begründung des ÄSVB veröffentlicht wur-
de, konnte dieser mangels eindeutiger 
epidemiologischer Erkenntnisse noch kei-
ne „abschließende Aussage“ dazu ma-
chen, ob die rechtlichen Voraussetzungen 
dafür bestehen, diese Hautkrebserkran-
kung in die Liste der Berufskrankheiten 
aufzunehmen. Dass die UV-Strahlung 
auch als ein „wichtiger Risikofaktor“ für 
die Entstehung von Basalzellkarzinomen 
anzusehen sei, wurde seinerzeit hinge-
gen bestätigt.

Die oben bereits erwähnte Arbeitsgruppe 
zur Überarbeitung der Bamberger Emp-
fehlung konnte aktuell ebenfalls noch 
keine ausreichenden neuen Erkenntnisse 
über den Wirkungszusammenhang mit 
der arbeitsbedingten UV-Strahlenexposi-

Quelle: Stephan Brandenburg: Versicherungsfall II Berufskrankheiten, Lehrmaterial für die Fortbildung zum gehobenen 

berufsgenossenschaftlichen Dienst. Stand April 2001, HVBG
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heitenrecht notwendige Nachweis von 
Dosis-Wirkungs-Beziehungen und der be-
sonderen beruflichen Betroffenheit einer 
bestimmten Personengruppe bisher nach 
Ansicht des Arbeitskreises zur Überarbei-
tung der Bamberger Empfehlung bisher 
nicht erbracht werden.20  Die Ergebnisse 
der weiteren wissenschaftlichen Diskus-
sion bleiben abzuwarten. Bis dahin muss 
beim Vorliegen verschiedener krebserre-
gender Einwirkungen geprüft werden, ob 
die Voraussetzungen zumindest einer der 
in Betracht kommenden Berufskrankhei-
ten erfüllt sind. Ist das nicht der Fall, kann 
eine Anerkennung nicht erfolgen – auch 
nicht nach § 9 Absatz 2 SGB VII.

d) Lentigo-maligna-Melanom (LMM)

Zum Abschluss der Beratungen des ÄSVB 
wurden die „Erkenntnisse zum Zusam-
menhang zwischen einer arbeitsbeding-
ten UV-Exposition und malignen Melano-
men“ als „unzureichend“ bewertet und 
daher „nicht in die weiteren Betrachtun-
gen einbezogen“. Diese Einschätzung 
wird auch von den Fachleuten der inter-
disziplinär besetzten Arbeitsgruppe zur 
Überarbeitung der Bamberger Empfeh-
lung aktuell bestätigt.

In vielen Studien findet sich für Outdoor-
Worker sogar ein geringeres Risiko, an ei-
nem malignen Melanom zu erkranken.21  
Jedoch werden die Melanome in der Welt-
gesundheitsorganisation-(WHO-)Klassifi-
kation in vier Subtypen unterschieden:

• Superfiziell spreitendes Melanom
• Knotiges Melanom
• Akrolentiginöses Melanom
• Lentigo-maligna-Melanom (LMM)22 
 
Dabei kann das LMM gut von den anderen 
Subtypen abgegrenzt werden, da es mole-
kularbiologische Besonderheiten zeigt, 
wie sie teilweise auch beim Plattenepi-
thelkarzinom vorliegen.23 Auch tritt das 
LMM im Unterschied zu den anderen ma-
lignen Melanomen ausschließlich an 
lichtexponierten Stellen bei UV-belasteten 
Personen auf,24  sodass aus Sicht von Els-
ner und Diepgen an einer Assoziation mit 
chronischer (kumulativer) UV-Belastung 
nicht gezweifelt werden kann.25  Gibt es 
hierfür einen breiten wissenschaftlichen 
Konsens, wäre der Wirkungszusammen-
hang und damit die generelle Geeignet-
heit belegt.

tion feststellen, die für den ÄSVB eine Ba-
sis für erneute Beratungen geben würden.

Zu Basalzellkarzinomen durch natürliche 
UV-Strahlung gibt es inzwischen neuere 
Erkenntnisse aus einem von der Deut-
schen Gesetzlichen Unfallversicherung 
(DGUV) geförderten, multizentrischen 
Forschungsprojekt.18  Auch diese ermögli-
chen jedoch weiterhin keine abschließen-
de Bewertung der Zusammenhänge, son-
dern haben vielmehr weitere Fragen 
aufgeworfen. Genauer zu untersuchen ist 
zum Beispiel die Rolle des histologischen 
Typs bei Basalzellkarzinomen. Darüber 
hinaus sind Subgruppenanalysen zu aus-
gewählten, beruflich relevanten Tumo-
rlokalisationen erforderlich. In diesem 
 Zusammenhang ist auch der Frage nach-
zugehen, ob ein kumulatives Expositions-
maß die Verursachung von Basalzellkar-
zinomen überhaupt ausreichend abbilden 
kann oder auch intermittie rende UV-
Strahlung, Sonnenbrände oder UV-Expo-
sitionen in der Kindheit eine entscheiden-
de Rolle spielen. Mög licherweise können 
durch eine vertiefte  Auswertung der in 
diesem Forschungs projekt gewonnenen 
Daten weitere Erkenntnisse zu den inso-
weit noch offenen Fragen gewonnen wer-
den. Die hierzu bereits eingeleiteten Initi-
ativen bleiben abzuwarten.

Aus diesem Grunde kommt auch das Ba-
salzellkarzinom durch (natürliche) UV-
Strahlung zurzeit noch nicht für eine An-
erkennung und Entschädigung „wie eine 
Berufskrankheit“ nach § 9 Absatz 2 SGB 
VII in Betracht.

c) Synkanzerogen durch PAK und UV-

Strahlung verursachter Hautkrebs

Die wissenschaftliche Begründung des 
ÄSVB geht auf die besondere Problema-
tik der kombinierten Wirkung mehrerer 
hautkrebsverursachender Expositionen 
(sogenannte Synkanzerogenese) nicht 
ausdrücklich ein. Für solche beispiels-
weise durch UV-Strahlung und Kontakt 
   mit PAK – etwa Benzo(a)pyren – mögli-
cherweise gemeinsam verursachten Er-
krankungen gelten derzeit die gleichen 
 Anerkennungsvoraussetzungen wie für 
monokausale Berufskrankheiten.19 

Zurzeit werden auch hier die aktuellen 
wissenschaftlichen Erkenntnisse disku-
tiert, jedoch konnte der im Berufskrank-

Im zweiten Schritt  müsste nun die „grup-
pentypische Risikoerhöhung“ festgestellt 
werden. Der Nachweis für dieses rechtli-
che Tatbestandsmerkmal wäre erbracht, 
wenn medizinische  Erkenntnisse hinrei-
chend belegen, dass im Vergleich zur üb-
rigen Bevölkerung eine Personengruppe 
in deutlich höherem Maße ge fährdet ist, 
durch die arbeitsbedingte  Ein wirkung 
(chronische, kumulative UV-Strahlung) 
an einem LMM zu erkranken. 

Ein solcher Nachweis sollte idealerweise 
mithilfe epidemiologischer Studien erfol-
gen. Das erscheint beim LMM zunächst 
möglich, da die Zahl der beruflich gegen-
über UV-Strahlung hochexponierten Per-
sonen sehr groß ist. Im Fall des LMM wä-
re also zu quantifizieren, ab welcher 
(zusätzlichen) Exposition eine Risikoer-
höhung bei der Erkrankung eintritt. Der-
zeit kann wissenschaftlich begründet 
nicht beantwortet werden, ob 10 Jahre, 
20 Jahre oder 50 Jahre erhöhte Sonnen-
exposition erforderlich sind, um das Ri-
siko für eine LMM-Erkrankung zu verdop-
peln. Solange das Risiko nicht konkret 
beschreibbar ist, ist eine Anerkennung 
nach der Definition des § 9 Absatz 1 und 2 
SGB VII jedoch nicht möglich.26  Mit Blick 
auf die Umsetzbarkeit als Berufskrankhei-
ten-Tatbestand wäre zudem notwendig, 
Abgrenzungskriterien zu nicht arbeitsbe-
dingten LMM zu entwickeln. So hat es 
auch der ÄSVB im Jahr 2013 bereits gese-
hen (siehe oben).

e) Undifferenziertes pleomorphes 

Sarkom (UPS) und multiple aktinische 

Keratosen auf dem Boden  einer Po-

rokeratosis superficialis disseminata 

actinica (Chernosky-Freeman)

In einem Clinical Letter27 wird das un-
differenzierte pleomorphe Sarkom (UPS)    
als eine Erkrankung beschrieben,  die 
 ausschließlich auf chronisch licht-
geschädigter Haut entsteht. In einem 
 anderen  Clinical Letter28 wird eine 
 Porokeratosis superficialis disseminata 
 actinica mit Relevanz für das Berufskrank-
heitenrecht diskutiert. Aus Sicht des BK-
Rechts sind diese Feststellungen – wie 
beim LMM auch – für sich genommen ein 
erster Anhaltspunkt dafür, dass derartige 
Sarkome oder multiple aktinische Kerato-
sen durch eine hohe UV-Exposition verur-
sacht sein könnten, also zum Beispiel auch 
durch Arbeiten im Freien. 
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haftpflicht besteht jedoch nur, wenn die 
Wirkungszusammenhänge von der Wis-
senschaft allgemein anerkannt sind und 
ein konkretes Risiko beschreibbar ist. 

Hierin liegt die große und ständige Her-
ausforderung für die medizinische Wis-
senschaft, in diesem Fall insbesondere für 
die Dermatologie und die Arbeitsmedizin. 
Benötigt werden dann nicht nur die Be-
gründungen für  neue Berufskrankheiten, 
sondern auch für Kriterien zur Beurtei-
lung im Einzelfall.  ●

5. Ausblick

Das medizinische Wissen wächst rasant 
und damit auch das Wissen über arbeits-
bedingte Erkrankungen. Wirkungszu-
sammenhänge zwischen schädigenden 
Einwirkungen und Erkrankungen werden 
immer besser und differenzierter er-
kannt. Zuletzt wurden in einer verhält-
nismäßig kurzen Zeit von nur drei Jahren 
sieben neue Berufskrankheiten in die Be-
rufskrankheitenliste aufgenommen und 
zwei bereits bestehende Berufskrankhei-
ten wurden um weitere Erkrankungsbil-
der ergänzt. 

Die Aufnahme weiterer Erkrankungen wird 
vom ÄSVB geprüft. Viele davon sind multi-
faktoriell verursacht sowohl durch versi-
cherte als auch nicht versicherte Einwirkun-
gen. Dafür sind Erkrankungen durch zu viel 
Sonne ein gutes Beispiel. 

Die Leistungspflicht der gesetzlichen Unfall-
versicherung im Sinne einer Unternehmer-
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„Die Leistungspflicht der gesetz-

lichen Unfallversicherung im 

Sinne einer Unternehmerhaft-

pflicht besteht jedoch nur, wenn 

die Wirkungszusammenhänge 

von der Wissenschaft allgemein 

anerkannt sind und ein konkretes 

Risiko beschreibbar ist.“

Für die Annahme der generellen Geeignet-
heit wäre es in einem ersten Schritt erfor-
derlich, die Wirkungszusammenhänge 
durch wissenschaftliche Erkenntnisse zu 
belegen. Wichtig ist zum Beispiel, ob die 
Erkrankungen durch kumulative oder in-
termittierende UV-Strahlung, durch Son-
nenbrände oder eher durch UV-Strahlung 
in der Kindheit verursacht werden. Sehr 
hilfreich sind dabei Erkenntnisse über 
den Pathomechanismus sowie über Dosis-
Wirkungs-Beziehungen.

In einem zweiten Schritt wäre die Häu-
figkeitsverteilung in der Normalbevölke-
rung im Vergleich zu Hochexponierten 
zu betrachten und ein konkretes Risiko 
wäre zu beschreiben. Eine gute Orientie-
rung für die zu klärenden Fragen kann 
hier die wissenschaftliche Begründung 
für die Berufskrankheit „Plattenepithel-
karzinome oder multiple aktinische Ke-
ratosen der Haut durch natürliche UV-
Strahlung“ bieten.29  
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Hauterkrankungen im Sinne der Berufs-
krankheit Nr. 5101 „Schwere oder wieder-
holt rückfällige Hauterkrankungen, die 
zur Unterlassung aller Tätigkeiten ge-
zwungen haben, die für die Entstehung, 
die Verschlimmerung oder das Wiederauf-
leben der Krankheit ursächlich waren 
oder sein können“ sind in der gesetzli-
chen Unfallversicherung die mit Abstand 
am häufigsten gemeldeten Erkrankungen. 
Werden sie früh erkannt, kann durch eine 
schnelle Behandlung und vor allem durch 
wirksame individualpräventive Maßnah-
men fast immer die sonst drohende Auf-
gabe der beruflichen Tätigkeit verhindert 
werden. Von den im Jahr 2015 bestätigten 
20.457 Fällen beruflich verursachter Haut-
erkrankungen haben die Unfallversiche-
rungsträger in 578 Fällen (2,8 %) eine 
 Berufskrankheit anerkannt. In der weit 
überwiegenden Zahl der Fälle konnte der 
Arbeitsplatz durch Maßnahmen nach § 3 
Abs. 1 BKV erhalten werden. Davon profi-
tieren vor allem die Betroffenen selbst. 
Ausgaben für individualpräventive Maß-
nahmen lohnen sich aber auch für die So-
lidargemeinschaft, wenn man diesen die 
Kosten gegenüberstellt, die bei einer Tä-
tigkeitsaufgabe für Leistungen zur Teilha-
be am Arbeitsleben (LTA) entstehen. Das 
Kostenvolumen für LTA ist für weiterfüh-
rende gesundheitsökonomische Betrach-
tungen näher zu analysieren.

Mit der DGUV-Statistik können Kosten für 
LTA nur begrenzt untersucht werden. Es 
ist nicht möglich, die Kosten den einzel-
nen Maßnahmen der beruflichen Neuori-

entierung zuzuordnen. Für vertiefende 
Auswertungen werden aus diesem Grund 
die statistischen Daten eines einzelnen 
Unfallversicherungsträgers, der Berufsge-
nossenschaft für Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege (BGW), herangezogen. 
Die BGW hat die höchsten Fallzahlen bei 
der BK-Nr. 5101 und ist für Datenanalysen 
zu LTA auch wegen der homogenen Be-
rufsgruppen von hauterkrankten Beschäf-
tigten besonders geeignet.

Individualität von Teilhabe- 

Leistungen

Das Spektrum von LTA reicht von nieder-
schwelligen Hilfen zur Erlangung eines Ar-
beitsplatzes beziehungsweise zur berufli-
chen Eingliederung in Form von Zuschüssen 
an ein neues Unternehmen bis hin zu auf-
wendigen mehrjährigen Maßnahmen einer 
 beruflichen Neuqualifi zierung (§ 35 Abs. 1 
SGB VII in Verbindung  mit § 33 Abs. 3 SGB 
IX). Der Unfallversicherungsträger hat bei 
der Auswahl der Leistungen Eignung, Nei-
gung und die bisherige Tätigkeit der Betrof-
fenen sowie Lage und Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt angemessen zu berück-
sichtigen (§ 35 Abs. 1 SGB VII in Verbin-
dung mit § 33 Abs. 4 SGB IX). Da LTA vom 
individuellen Leistungsbedarf abhängen, 
können sich die Ausgaben von Fall zu Fall 
erheblich unterscheiden. 

Die Bandbreite von LTA illustrieren zwei 
Fallbeispiele von Versicherten der Berufs-
genossenschaft für Gesundheitsdienst 
und Wohlfahrtspflege (BGW), die ihre Tä-
tigkeit trotz umfangreicher Interventionen 

der Individualprävention nicht fortsetzen 
konnten und sich beruflich neu orientie-
ren mussten.

Beispiel 1:  
Bei einer 1989 geborenen Friseurin 
 blieben die nach Meldung eingeleiteten 
Maßnahmen nach § 3 BKV – die hautfach-
ärztliche Behandlung, die Teilnahme an 
einem Hautschutzseminar, die  Ver sorgung 
mit Handschuhen sowie Hautschutzmit t-
 eln und eine berufsdermatologische stati-
onäre Behandlung in einer speziali si e r        t en  
Klinik – ohne dauerhaften Erfolg. Auf-
grund der Schwere des subtoxisch-kumu-
lativen Handekzems wurde die BK-Nr. 
5101 im Jahre 2010 anerkannt. Eine Be-
rufsfindungsmaßnahme mit Arbeitser-
probung und daran anschließend eine 
 zweijährige berufliche Umschulung zur 
staatlich anerkannten Mediendesignerin 
sollte der Versicherten die weitere Teilha-
be am Arbeitsleben ermöglichen. Nach 
Abschluss der Umschulung wurde die 
Versicherte in ein unbefristetes Arbeits-
verhältnis in Vollzeit übernommen. Das 
neue Unternehmen erhielt für die Einar-
beitungszeit eine Eingliederungshilfe für 
die Dauer von sechs Monaten. Insgesamt 
wurden LTA in Höhe von 102.866 Euro er-
bracht, davon entfallen 57.847 Euro auf 
die Maßnahmenkosten für die überbe-
triebliche Umschulung.

Beispiel 2:   
Bei einer 1990 geborenen zahnmedizini-
schen Fachangestellten konnte das subto-
xisch-kumulative Handekzem trotz einer 

Kostenanalyse für Hauterkrankungen

Auswertungen statistischer Daten zeigen die große Bandbreite von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben. 

Durchschnittswerte bilden die realen Verhältnisse nur unzureichend ab.

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
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▸

berufsdermatologischen Behandlung in 
einer spezialisierten Klinik und wieder-
holter Arbeitsversuche unter optimierten 
Hautschutzbedingungen nicht zur Aus-
heilung gebracht werden. Nach Anerken-
nung der BK-Nr. 5101 im Jahre 2010 hat die 
BGW eine dreijährige betriebliche Ausbil-
dung zur Kauffrau für Versicherungen und 
Finanzen gefördert. Das Unternehmen er-
hielt während der Ausbildungszeit einen 
Ausbildungszuschuss. Die Versicherte 

wurde in ihrem Ausbildungsbetrieb in ein 
Vollzeitbeschäftigungsverhältnis als versi-
cherungskaufmännische Angestellte über-
nommen. Insgesamt wurden LTA in Höhe 
von 45.565 Euro gezahlt, im Gesamtbetrag 
sind 3.012 Euro an Maßnahmenkosten in 
Form des Ausbildungszuschusses enthalten.

Kostenvolumen im Überblick

Im Jahre 2015 haben sich die LTA für alle 
Berufskrankheiten bei den Unfallversi-
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cherungsträgern insgesamt auf 55,3 Milli-
onen Euro belaufen, davon entfallen 25,8 
Millionen Euro oder 46,7 Prozent auf die 
BK-Nr. 5101. Gemessen an den Gesamtkos-
ten für die BK-Nr. 5101 von 101,5 Millionen 
Euro liegt der Anteil der LTA bei 25,4 Pro-
zent. Werden die erbrachten LTA durch 
die Anzahl der Fälle dividiert, die eine 
entsprechende Leistung erhalten haben, 
ergeben sich die durchschnittlichen Kos-
ten für einen Fall. Für die BK-Nr. 5101 ha-
ben diese 2015 bei 6.819 Euro gelegen. Bei 
den Auswertungen zu LTA ist allerdings zu 
berücksichtigen, dass sich Maßnahmen 
der beruflichen Neuorientierung meistens 
über mehrere Jahre erstrecken. Auf ein Ge-
schäftsjahr ermittelte Fallkosten für LTA 
sind daher wenig aussagefähig. 

Bei der BGW wurden 2015 insgesamt 11,4 
Millionen Euro für Leistungen zur Teilha-
be am Arbeitsleben bei Berufskrankheiten 
erbracht, für die BK-Nr. 5101 allein 7,6 Mil-
lionen Euro oder 66,2 Prozent der Gesamt-
kosten. Bei der BK-Nr. 5101 entfällt ein An-
teil von 32,9 Prozent der Kosten auf LTA. 
Die durchschnittlichen Fallkosten für LTA 
für die BK-Nr. 5101 haben 2015 bei der 
BGW bei 10.672 Euro gelegen.

Abbildung 1: LTA 2015 nach Art der Leistung: DGUV und BGW

Tabelle 1: Übersicht über BK-Leistungen für das Jahr 2015

Tabelle 2: Kosten im Zeitverlauf für die im Jahr 2011 anerkannten Fälle der BK-Nr. 5101 mit LTA, bei denen die Maßnahmen 

im Jahr 2015 abgeschlossen waren

DGUV darunter: BGW

BKen insge-
samt

darunter: BK-
Nr. 5101

Anteil BK-Nr. 
5101 an allen 
BKen in Pro-
zent  

Alle BKen darunter: BK-
Nr. 5101

Anteil BK-Nr. 
5101 an allen 
BKen in Pro-
zent

Gesamtausgaben für Berufskrankheiten in 
Mio. Euro

1.513,4 101,5 6,7 79,3 23,0 29,0

darunter: LTA in Mio. Euro 55,3 25,8 46,7 11,4 7,6 66,2

Anzahl der Leistungsfälle 6.613 3.787 1.152 710

Anteil LTA an Gesamtausgaben

in Prozent
3,7 25,4 14,4 32,9

< 2011 2011 2012 2013 2014 2015 Gesamt

Leistungen in Euro 52.011 957.879 2.288.067 1.792.542 714.632 161.062 5.966.193

Anzahl der Fälle 18 112 127 110 76 29 143

Anteil Gesamtkosten in Prozent 0,9 16,1 38,4 30,0 12,0 2,7 100,0
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Tabelle 4: Leistungen nach Beruf und durchschnittlichem Alter der versicherten Personen für die im Jahr 2011 anerkannten Fälle der 

BK-Nr. 5101 mit LTA, bei denen die Maßnahmen im Jahr 2015 abgeschlossen waren

Beruf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben in Euro Alter in Jahren

Leistungen Arithmetisches Mittel Maximum Minimum Arithmetisches Mittel

Friseurinnen und Fri-
seure, Kosmetikerinnen 
und Kosmetiker usw.

2.581.372 36.357 103.997 16 28

Medizinische Fachbe-
rufe (u. a. zahnmedizi-
nische Fachangestellte)

1.185.208 38.233 95.683 359 32

Altenpflege und ver-
wandte Berufe

889.334 46.807 141.108 1.085 38

Sonstige 445.881 55.735 119.470 1.170 36

Krankenpflege 864.398 61.743 144.559 2.832 40

Gesamt 5.966.193 41.722 144.559 16 32

Sach- und Geldleistungen für beruf-

liche Neuorientierung

Die LTA umfassen gemäß Kontenrahmen 
für die Träger der gesetzlichen Unfallver-
sicherung

• die eigentlichen Maßnahmenkosten, 
die als „Sachleistungen bei Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben“ 
bezeichnet sind (Sachkonto 490), 

• das Übergangsgeld als Geldleistung 
während der LTA (Sachkonto 491), 

• sonstige Barleistungen (Sachkonto 492), 
• die von den Unfallversicherungsträ-

gern während LTA-Maßnahmen zu 
tragenden Sozialversicherungsbeiträge 
(Sachkonto 494) und 

• sonstige ergänzende Leistungen wie 
Reisekosten (Sachkonten 495 –498). 

Abzugrenzen von den LTA im engeren Sin-
ne sind Übergangsleistungen (ÜGL) nach  
§ 3 Abs. 2 BKV (Sachkonto 499), da ein An-
spruch auf diese unabhängig von tatsäch-
lich durchgeführten Maßnahmen zur be-
ruflichen Neuorientierung besteht. Die 
Leistungen nach § 3 Abs. 2 BKV haben sich 
für die Unfallversicherungsträger 2015 ins-
gesamt auf 5,6 Millionen Euro (BGW: 1,3 
Mio. Euro) bzw. auf einen Anteil von 21,7 
Prozent am Gesamtvolumen der LTA (BGW: 
17,1 Prozent) belaufen. In den folgenden 
Ausführungen werden nur die LTA im en-
geren Sinne (Sachkonten 490–498) be-
trachtet, die Aufwendungen für Über-

gangsleistungen (Sachkonto 499) bleiben 
unberücksichtigt. 

Dauer der beruflichen  Neuorientierung

Von den 211 im Jahre 2011 bei der BGW aner-
kannten Fällen der BK-Nr. 5101 wurden bei 
154 Fällen in der Folgezeit LTA gewährt (oh-
ne ÜGL, Sachkonten 490–498).1 Bei 143 der 
Fälle waren Maßnahmen der beruflichen 
Neuorientierung bis 2015 abgeschlossen. 
Hier zeigt sich, dass mehr als 80 Prozent der 
Leistungen in den ersten drei Jahren entste-
hen (siehe Tabelle 2). Für weitere Analysen 
der LTA der BGW wird ausschließlich das 
Kollektiv dieser 143 Fälle der BK-Nr. 5101 
herangezogen, bei denen die LTA-Maßnah-
men bis 2015  abgeschlossen waren.

Tabelle 5: Leistungen nach Beruf und durchschnittlichem Alter der versicherten Personen für die im Jahr 2011 anerkannten Fälle der 

BK-Nr. 5101 mit einer Umschulung, bei denen die Maßnahme im Jahr 2015 abgeschlossen war

Beruf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben Alter in Jahren

Leistungen in 
Euro

Anzahl der Fälle Arithmetisches 
Mittel in Euro

Maximum in Euro Minimum in Euro Arithme-
tisches Mittel

Friseurinnen und 
Friseure, Kosmetike-
rinnen und Kosmetiker 
usw.

2.201.623 49 44.931 103.997 1.974 25

Krankenpflege 741.609 9 82.401 144.559 50.084 38

Altenpflege und ver-
wandte Berufe

372.746 7 53.249 99.719 31.277 37

Medizinische Fachbe-
rufe (u. a. zahnmedizi-
nische Fachangestell-
te)

951.761 16 59.485 95.683 28.766 27

Sonstige 308.122 5 61.624 105.664 27.595 32

Gesamt 4.575.861 86 53.208 144.559 1.974 28
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Einzelne Maßnahmen- und  

Kostenarten

Das Spektrum der LTA umfasst je nach 
individueller Bedarfssituation:
• Leistungen zur Arbeitsaufnahme 
• Eingliederungshilfen an Arbeitgeber 
• Schulische und sonstige berufsvorbe-

reitende Maßnahmen 
• Bewerbungstraining 
• Berufsfindungsmaßnahmen 
• Berufliche Anpassungs- und Ausbil-

dungsmaßnahmen 
• Berufliche Umschulungsmaßnahmen 

(auch in Teilförderung) 
 
Hinzu kommen das Übergangsgeld als Geld-
leistung während der Maßnahmendauer 
einschließlich der akzessorischen Sozialver-
sicherungsbeiträge sowie Reisekosten und 
sonstige ergänzende Leistungen. 

Die durchschnittlichen Fallkosten für die 
ausgewählten 143 Fälle haben für den 
Zeitraum von 2011 bis 2015 insgesamt 
41.722 Euro betragen (siehe Tabelle 3).

Anteile nach Berufsgruppen

Sowohl der bei Tätigkeitsaufgabe ausgeüb-
te Beruf wie auch das Alter haben  große 
Bedeutung für den Umfang der Leistun-
gen. Mit der beruflichen Neuorientierung 
soll über die wirtschaftliche Existenzsiche-
rung hinaus erreicht werden, dass versi-
cherte Personen an ihren bisherigen beruf-
lichen Status und damit auch an die 
jeweiligen Einkommens verhältnisse an-
knüpfen können. Durchschnittswerte bil-
den deshalb die Bandbreite von LTA nur 
unvollständig ab. Daher wird hier der Ver-
such unternommen, LTA für solche Berufs-
gruppen2  zu analysieren, die bei den aner-
kannten Fällen der BK-Nr. 5101 am 
häufigsten betroffen sind. Dies sind im Zu-
ständigkeitsbereich der BGW Friseurinnen 
und Friseure, Beschäftigte in der Kranken-
pflege und Altenpflege sowie medizinische 
Fachberufe (siehe Abbildung 2).

Kostenvolumen nach Berufsgruppen

Die von den Fallzahlen häufigste Berufs-
gruppe der Friseurinnen und Friseure 
(n=71) liegt mit einem Durchschnittsalter 
von 28 Jahren zum Zeitpunkt der berufli-
chen Neuorientierung bei einem Mittel-
wert von 36.357 Euro für die LTA (siehe 
Tabelle 4). Die Beschäftigten in der Kran-
kenpflege (n=14) mit dem höchsten Mittel-
wert für die LTA in Höhe von 61.743 Euro 
haben demgegenüber ein Durchschnitts-

Abbildung 2: Anzahl nach Beruf der im Jahr 2011 anerkannten Fälle 

der BK-Nr. 5101 mit LTA, bei denen die Maßnahmen im Jahr 2015 abge-

schlossen waren
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Abbildung 4: Durchschnittliche Leistungen nach Beruf für die im Jahr 

2011 anerkannten Fälle der BK-Nr. 5101 mit einer Umschulung, bei 

denen die Maßnahme im Jahr 2015 abgeschlossen war
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Abbildung 3: Durchschnittliche Leistungen nach Beruf für die im Jahr 

2011 anerkannten Fälle der BK-Nr. 5101 mit LTA, bei denen die Maß-

nahmen im Jahr 2015 abgeschlossen waren
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Fußnoten

[1] Quelle: BGW – Reha-Koordinati-

on; Datenstand: 19.01.2017

[2] Berufsgruppenbezeichnungen 

nach ISCO 1988 (COM)

alter von 40 Jahren zum Zeitpunkt der be-
ruflichen Neuorientierung. In Einzelfällen 
erreichen die LTA sowohl bei der Berufs-
gruppe der Friseurinnen und Friseure als 
auch bei den Beschäftigten in der Kran-
kenpflege über 100.000 Euro bis zu 
144.559 Euro.

Kostenvolumen nach Berufsgruppen 

— nur Umschulungen  

Von den 143 Fällen wurde bei einem Teil-
kollektiv von 86 Fällen eine berufliche Um-
schulung, das heißt eine Aus- oder Weiter-
bildung für eine andere als die vorher 
ausgeübte oder erlernte Tätigkeit, finan-
ziert (siehe Tabelle 5). Zum Zeitpunkt des 
Beginns einer Umschulung haben bei der 
BGW versicherte Personen je nach Berufs-
gruppe ein Durchschnittsalter von 25 (Fri-
seurinnen und Friseure) bis 38 Jahre (Be-
schäftigte der Krankenpflege). Für die 
Umschulung als umfassende Maßnahme 
einer beruflichen Neu-Qualifizierung ent-
stehen höhere Kosten. Bei der Berufsgrup-
pe der Friseurinnen und Friseure (n=49) 
liegt der Mittelwert bei 44.931 Euro. Die Be-
schäftigten der Krankenpflege (n=9) errei-
chen mit 82.401 Euro den höchsten Mittel-
wert für eine berufliche Umschulung (siehe 
Abbildung 4).

Zusammenfassung

Hautkrankheiten im Sinne der BK-Nr. 5101 
sind in der gesetzlichen Unfallversiche-
rung die mit Abstand am häufigsten gemel-
deten Erkrankungen bei Erwerbs tätigen. 
Wenn eine Hauterkrankung gemeldet wird, 
ist es das oberste Ziel, die geschädigte Haut 
zu heilen und den versicherten Personen so 
den Verbleib in ihrem Beruf zu ermögli-
chen. Hierfür gibt es gute Präventions-
strategien und das Hautarztverfahren der 
DGUV. 

In Einzelfällen ist die Hauterkrankung so 
schwer, dass die Betroffenen trotz aller 
geeigneten Maßnahmen der Individual-
prävention die Tätigkeit aufgeben müs-
sen. Dann sind für die Teilhabe am 
 Arbeitsleben zusätzliche Leistungen er-
forderlich, vor allem dann, wenn Versi-
cherte sich beruflich neu orientieren müs-
sen. Die Art der Maßnahmen, deren Dau-
er und damit auch  deren Kosten variieren 
sehr stark. Einflussfaktoren sind un-
ter anderem der Schulabschluss, die bis-
herige berufliche Qualifikation und das 
Alter der Betroffenen im Zeitpunkt der Tä-
tigkeitsaufgabe. Für ausgewählte Berufs-
gruppen können bei Betrachtung von 
mehreren Geschäftsjahren sowohl Durch-

schnittswerte von Fallkosten für die ganze 
Bandbreite von Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben als auch für die Teilmenge der 
auf wendigeren Umschulungsfälle ermittelt 
werden. Die Ausgaben haben aber, wie auf-
gezeigt, eine große Streuung. 

Durchschnittswerte bilden nur unzurei-
chend die realen Verhältnisse ab. Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben sind höchst 
individuell auf die Bedarfslage der Betroffe-
nen auszurichten. 

Festzuhalten bleibt auch, dass bei Hauter-
krankungen Ausgaben für individualpräven-
tive Maßnahmen gut investiert sind. Denn in 
vielen Fällen lässt sich mit einem vergleichs-
weise geringen Kosteneinsatz der Arbeits-
platz erhalten und es können teilweise sehr 
hohe Kosten für LTA von der Solidargemein-
schaft abgewendet werden.  ●

Tabelle 3: Kosten, Fallzahlen und durchschnittliche Kosten pro Fall nach Art der Leistung für die im Jahr 2011 anerkannten 

Fälle der BK-Nr. 5101 mit LTA, bei denen die Maßnahmen im Jahr 2015 abgeschlossen waren

Leistungen in Euro Anzahl der Fälle Durchschnittliche Leistungen 
pro Fall in Euro

Eingliederungshilfe an Arbeitgeber 184.412 32 5.763

Berufsfindung/Arbeitserprobung 60.696 44 1.379

Verförderungskurs/  
berufsvorbereitende Maßnahmen

175.944 50 3.519

Berufliche Anpassung/Ausbildung 84.191 16 5.262

Berufliche Umschulung 1.322.294 86 15.376

Berufliche Fortbildung 182.219 17 10.719

Berufsfördernde Maßnahmen 72.390 24 3.016

Teilförderungsmaßnamen 252.996 6 42.166

Sonstige Sachleistungen 144.492 55 2.627

Übergangsgeld/sonstige Barleistungen 2.030.408 122 16.643

Sozialversicherungsbeiträge  
bei Übergangsgeld

1.128.120 120 9.407

Reisekosten 312.092 125 2.497

Haushaltshilfe/  
sonstige ergänzende Leistungen

15.232 16 952

Gesamt 5.966.193 143 41.722
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Allergien im beruflichen Umfeld

Die Zahl der Menschen mit allergischen Er-
krankungen ist in Deutschland in den letz-
ten Jahren deutlich angestiegen. In einer 
jüngsten Mitteilung warnt das Robert Koch-
Institut (RKI) in diesem Zusammenhang vor 
einem „Tsunami“, der auf uns zurollt. Laut 
den Studien aus dem Gesundheitsmonito-
ring des RKI leiden nach eigener Einschät-
zung aktuell 32 Prozent der Frauen und 25 
Prozent der Männer an einer Allergie. Aller-
gien sind chronische Erkrankungen, die im-
mer wieder auftreten. Sie können erhebliche 
Einschränkungen der Leistungsfähigkeit 
mit sich bringen und führen zu großen so-
zio-ökonomischen Belastungen. Die Lang-
zeiterhebungen des RKI zum Gesund-
heitsmonitoring unter Erwachsenen und 
Kindern zeigen deutlich, dass immer mehr 
Kinder und Jugendliche von Asthma und 
Heuschnupfen betroffen sind. Daher wun-
dert es nicht, dass bei etwa einem Drittel der 
Jugendlichen, die ihre Ausbildung aus ge-
sundheitlichen Gründen abbrechen, Pro-
bleme der Haut und der Atemwege, die viel-
fach allergischer Natur sind, als Ursache 
festgestellt werden. Auch die Statistiken der 
UVT sind eindeutig: Berufsbedingte allergi-

sche Erkrankungen belegen Platz fünf  der 
häufigsten Berufskrankheiten.  

IPA bietet Tools für Allergen-Messung 
am Arbeitsplatz 
Die Problematik allergischer Erkrankungen 
an Arbeitsplätzen ist vielfältig. Einerseits 
können sich Beschäftigte gegen Arbeitsstof-
fe, die als potenzielle Auslöser einer Allergie 
wirken, sensibilisieren und Beschwerden 
entwickeln. Andererseits können auch Per-
sonen von Allergien gegen Umweltstoffe wie 
Tierhaare oder Milben, die auch im berufli-
chen Kontext vorkommen und Beschwer-
den bei der beruflichen Tätigkeit hervor-
rufen können, betroffen sein. Beide 
Personengruppen haben allergische Be-
schwerden am Arbeitsplatz und müssen 
entsprechend geschützt werden. Somit wer-
den Allergien ein zunehmend wichtiges 
Themenfeld für die Präventionsarbeit der 
gesetzlichen Unfallversicherung. 

Ein vorrangiges Ziel der Sicherheit und Ge-
sundheit am Arbeitsplatz sind optimale Prä-
ventionsmaßnahmen zur Vermeidung von 
Sensibilisierungen durch Arbeitsstoffe. Die-
ses setzt Kenntnisse über die Allergieauslö-

ser voraus. In diesem Zusammenhang stellt 
sich natürlich die Frage, ob und in welcher 
Konzentration Allergene am Arbeitsplatz 
vorhanden sind. Insbesondere dann, wenn 
das sensibilisierende Allergen auch außer-
halb des Arbeitsplatzes weitverbreitet ist 
wie beispielsweise Milben- oder Tierhaaral-
lergene, reicht der Nachweis einer Sensibi-
lisierung der Beschäftigten für die Beurtei-
lung der Arbeitsplatzrelevanz oft nicht aus. 
Regelmäßig ist bei der Einführung oder 
Überprüfung von Präventionsmaßnahmen 
und in Begutachtungsverfahren eine Quan-
tifizierung des sensibilisierenden Allergens 
am Arbeitsplatz notwendig. 

Seit vielen Jahren entwickelt, validiert und 
optimiert das IPA Tools – in der Regel auf Ba-
sis sogenannter Immunassays – um Berufs- 
und Umweltallergene etwa in Luftstaubpro-
ben zu quantifizieren. Dabei handelt es sich 
um Nachweissysteme, die auf Antikörpern 
basieren und es ermöglichen, dass Allergene 
im Nano- und Picogramm-Bereich – Milli-
ardstel- und Billionstel-Gramm-Bereich – 
nachweisbar sein  sollten. Besonders emp-
findlich sind  zweiseitige Immunassays, die 
nach dem  sogenannten „Sandwich-Prinzip“ 
das nachzuweisende Allergen mit einem 
Fangantikörper festhalten und mit einem 
markierten Nachweisantikörper messbar ma-
chen. Das IPA hat in den letzten Jahren in 
verschiedenen, auch von der EU geförderten, 
multizentrischen Studien zur Allergenquan-
tifizierung teilgenommen und federführend 
im Rahmen einer europäischen Task Force 
ein Positionspapier zum „Allergen Monito-
ring (MOCEA) für Umwelt- und Berufsaller-
gene“ erstellt. In diesem Positionspapier 
wurde der aktuelle Wissensstand für die 
Sammlung und Quanti fi zierung verschiede-

Allergene am Arbeitsplatz –  
Tools für die Expositionserfassung

Allergische Erkrankungen nehmen mehr und mehr zu. Betroffen davon sind auch Beschäftigte, die entweder 

eine Allergie durch ihr berufliches Umfeld erworben haben oder mit einer bestehenden Allergie ihrem Beruf 

nachgehen. Dies stellt schon jetzt, aber auch in Zukunft die Präventionsarbeit der Unfallversicherungsträger 

(UVT) vor große Herausforderungen. Das Institut für Prävention und Arbeitsmedizin der DGUV (IPA) entwi-

ckelt Testverfahren zum Nachweis von Allergenen und bietet den Unfallversicherungsträgern Tools für die 

Messung von Allergenen im beruflichen Umfeld an.

Berufskrankheiten

Prof. Dr. Monika Raulf

Institut für Prävention und Arbeitsmedizin der DGUV,  

Institut der Ruhr-Universität Bochum (IPA) 

E-Mail: raulf@ipa-dguv.de
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Allergenquantifizierung steht allen Un-

fallversicherungsträgern zur Verfügung

Basierend auf dieser Expertise und den 
praktischen Erfahrungen, die gemeinsam 
mit den UVT gesammelt werden konnten, 
wurden die Quantifizierungsmethoden für 
die am Arbeitsplatz eingesetzten Staubsam-
melmethoden bezüglich Sensitivität und 
Probenaufbereitung in den letzten Jahren 
immer wieder weiterentwickelt und vali-
diert. So kann das IPA den messtechnischen 
Diensten der UVT für zahlreiche arbeits-
platzrelevante Allergene ein standardisier-
tes Messverfahren anbieten. Die Tabelle gibt 
einen Überblick über die aktuell nachweis-
baren Allergene am Arbeitsplatz. 

Für die Allergenquantifizierung am Arbeits-
platz wird das Gesamtstaubprobenahme-
system (GSP-Sammelsystem) für den ein-
atembaren Luftstaub eingesetzt. Spezielle 
für die Allergenquantifizierung notwendi-
gen, vorgewogenen Probenträger können 
von den Unfallversicherungsträgern beim 
IPA angefordert werden. Für Fragen zur je-
weiligen Probenahme und Allergenbestim-
mung stellt das IPA den Unfallversiche-
rungsträgern eine wissenschaftliche 
Beratung zur Verfügung. Bei den zurückge-
sendeten Proben wird neben den ge-
wünschten Allergenen auch grundsätzlich 
der E-Staub bestimmt. Analyseberichte wer-
den zeitnah zugesandt. Wird eine Integrati-
on der Daten in die MEGA-Datenbank des 
Instituts für Arbeitsschutz der DGUV (IFA) 
gewünscht, kann dies im Anforderungsfor-
mular vermerkt werden und die Ergebnisse 
werden an das IFA weitergeleitet.

Dieses Angebot steht allen Unfallversiche-
rungsträgern zur Verfügung. Dabei ergaben 
die Rückmeldungen, dass die Allergen-
quantifizierung die tatsächliche Gefähr-
dung für Allergien besser widerspiegelt als 
herkömmliche Messungen. Das IPA arbeitet 
bedarfsorientiert und in enger Zusammen-
arbeit mit den Unfallversicherungsträgern 
auch an alternativen und ergänzenden 
 Methoden zur Probensammlung (etwa 
 passive Staubsammlung mit elektrostati-
schen  Kollektoren für Langzeitmessungen 
oder  Nasalen Sammlern) sowie an der Neu- 
und  Weiterentwicklung von Immunassays 
zur Quantifizierung neuer Allergene.  ●

ner Allergene zusammengefasst. Da sich 
nur wenige Institute weltweit mit der Ent-
wicklung von Immunassays zur Quantifizie-
rung insbesondere von Berufsallergenen 
 beschäftigen, nimmt das IPA auf diesem Ge-
biet deutschland- und europaweit eine füh-
rende Position ein. Gemeinsam mit der Un-
fallkasse Nordrhein-Westfalen und der 
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft wurden 
in den letzten Jahren Immunassays für die 
Bestimmung von Innenraumallergenen bei 
Untersuchungen zur Allergenbelastung in 
Kindertagesstätten und Büros eingesetzt. 

Auch im Rahmen der aktuell mit der Un-
fallkasse Hessen laufenden Längsschnitt-
untersuchung des Einflusses der Tieraller-
genbelastung auf die Entwicklung von 
Sensibilisierungen und allergischen Be-
schwerden bei Studierenden der Veterinär-
medizin werden relevante Allergene auf 
dem universitären Campus und im häusli-
chen Bereich der Studienteilnehmenden 
bestimmt. Letzteres auch, um herauszufin-
den, ob und wenn ja, in welchem Umfang 
berufliche Allergene in den privaten Be-
reich verschleppt werden.

Weitere Informationen 

Das Formular zur Anforderung der Allergenquantifizierung ist verfügbar unter: www.ipa-dguv.de, Webcode: d1034121 

Name des Immunassays Nachgewiesene Allergene

Domestic mites
Allergene aus Hausstaubmilben  

und Vorratsmilben

Tyrophagus putrescentiae
Allergene der Vorratsmilbe  

Tyrophagus putrescentiae

Acarus siro
Allergene der Vorratsmilbe   

Acarus siro

Lepidoglyphus  

destructor

Allergene der Vor ratsmilben  

Lepidoglyphus destructor und  

Glycyphagus domesticus

Weizenmehl Allergene des Weizenmehls

Roggenmehl Allergene des Roggenmehls

Phytase Phytase aus Aspergillus niger

-Amylase -Amylase aus Aspergillus oryzae

Xylanase Xylanase aus Aspergillus niger

Maus (Mus m 1) Hauptallergen aus Mausurin

Ratte (Rat n 1) Hauptallergen aus Rattenurin

Katze (Fel d 1) Hauptallergen der Katze

Hund (Can f 1) Hauptallergen des Hundes

Rind (Bos d 2) Hauptallergen des Rindes

Pferde (Equ c 4 und Equ c 1) Allergen des Pferdes

Abachiholz Allergene aus Abachiholz
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Der Kläger betreibt ein Unternehmen, das zwei Kilometer von 
seiner Dachgeschosswohnung entfernt liegt. Diese Wohnung 
befindet sich in einem zweieinhalbstöckigen Haus, dessen 
Erdgeschoss größer ist als die darüberliegenden Geschosse. 
Dieser Vorsprung hat ein Flachdach, das rund 2,60 Meter 
über dem Niveau eines angrenzenden Stichwegs liegt. Etwa 
weitere 2,60 Meter oberhalb des Flachdaches liegt die Dach-
geschosswohnung des Klägers, deren Fenster in Richtung des 
Stichwegs zeigen. Am Unfalltag war der Kläger um 15.30 Uhr 
an seiner Betriebsstätte geschäftlich verabredet. Als er die 
verriegelte Wohnungstür von innen aufschließen wollte, um 
zu seinem Geschäftstermin zu gelangen, brach der Haustür-
schlüssel ab und der Weg durch diese Tür war versperrt. Um 
den Geschäftstermin einzuhalten, verließ er die Wohnung 
über ein Fenster, um sich auf das Flachdach vor der unteren 
Wohnung herabzulassen. Er stürzte jedoch ab, fiel auf das 
Flachdach und brach sich den rechten Unterschenkel. 

Der zuständige Unfallversicherungsträger lehnte die Aner-
kennung eines Wegeunfalls ab. Die Klage blieb vor dem So-
zialgericht Gelsenkirchen und dem Landessozialgericht (LSG) 
Essen ohne Erfolg. Der Versicherungsschutz auf Wegen be-
ginne grundsätzlich erst mit dem Durchschreiten der Außen-
tür des Gebäudes; dann sei der häusliche Bereich verlassen 
und der Unfallversicherungsschutz beginne. Sei die Außen-
tür nicht erreich- oder benutzbar, so seien Fenster (auch im 
oberen Geschoss) der Außentür ausnahmsweise gleichzustel-
len; aber auch hier müsse der häusliche Bereich tatsächlich 
verlassen werden. Der Kläger habe sich aber auf dem Weg 
vom Dachgeschoss zu seinem „Zwischenziel“ Flachdach 
noch im unversicherten häuslichen Bereich aufgehalten und 
den öffentlichen Raum – anders als beim Durchschreiten der 
Außentür – noch nicht erreicht. Als Teil des Hauses sei diese 
Fläche noch dem häuslichen Bereich zuzuordnen. Den häus-
lichen Bereich hätte der Kläger frühestens mit dem Über-
schreiten der Dachkante zum weiteren Abstieg von der Dach-
fläche in Richtung „Weg vor dem Haus“ verlassen gehabt. 
Dazu sei es aber nicht mehr gekommen.

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts (BSG) sah dies anders 
und bejahte einen Wegeunfall des Klägers. Dies ist unter zwei 
Aspekten interessant. 

Einerseits billigte auch der 2. Senat des BSG dem Kläger in 
seiner Ausnahmesituation zu, seine Wohnung durch das 
Fenster zu verlassen. Allein, wenn dieser Weg bei objektiver 
Betrachtungsweise schlechthin ungeeignet gewesen wäre, 
den Ort der Tätigkeit zu erreichen, wäre dies keine versicher-
te Tätigkeit. Das sei aber bei einem (zweistufigen) Herabklet-
tern von einer Etage in die nächste bei einem Höhen-
unterschied von 2,60 Metern nicht der Fall. Hier könne der 
objektive Beobachter annehmen, dass dies unfallfrei gelinge. 
Möglicherweise könnten sich in Zukunft Probleme entwi-
ckeln: Was ist zum Beispiel mit 3,50 oder 4,50 Metern? Hängt 
es von der objektiven Erfolgschance ab, ob nun eine versi-
cherte Tätigkeit vorliegt? Nähern wir uns hier wieder dem 
(erweiterten) Gedanken einer selbst geschaffenen Gefahr, die 
der 2. Senat des BSG eigentlich gar nicht mag? Diesmal nicht 
im Bereich der sogenannten Unfallkausalität, sondern im 
Bereich der versicherten Tätigkeit selbst?

Andererseits stellt der 2. Senat des BSG auf die objektivierte 
Handlungstendenz des Klägers ab; diese war darauf gerich-
tet, den häuslichen Bereich zu verlassen, um einen Ge-
schäftstermin wahrzunehmen. Wenn nun ein Fensteraus-
stieg mit dem Durchschreiten der Außentüre gleichzusetzen 
ist, ist doch alles gut und in zweierlei Hinsicht auch konse-
quent: Wenn das ungewöhnliche Verlassen des Hauses 
durch ein Fenster akzeptiert wird, kann nicht später doch 
mit der Ungewöhnlichkeit des Geschehens (hier eines „Zwi-
schenortes“)  argumentiert werden und Versicherungs-
schutz doch verneint werden. Die Konsequenz des 2. Senats 
geht aber noch weiter. 

Er sieht den Sturz auch durch den Schutzzweck der We-
geunfallversicherung umfasst, weil sich eine „typische 
 Wegegefahr des vom Kläger hier zulässigerweise gewählten 
 Wegs über die Außenfassade des Wohnhauses“ realisierte. 
Das ist schon bemerkenswert, weil sich die Rechtsprechung 
des 2. Senats des BSG im Bereich des Schutzzwecks der Un-
fallversicherung zuweilen eher restriktiv zeigt (vgl. etwa 
BSG,  Urteil vom 17.12.2015 – B 2 U 8/14 R –, juris). Aber es 
ist konsequent. Es ist auf jeden Fall konsequenter als die 
Entscheidung des LSG Essen, in der der Gedanke angedeu-
tet wird, dass, wenn der Kläger direkt ganz herunterge-
sprungen oder -geklettert wäre – also einmal 5,20 Meter und 
nicht zweimal 2,60 Meter –, dass er dann unter Unfallver-
sicherungsschutz gestanden hätte, wenn er (ganz) unten 
auf dem Weg aufschlägt.

„Draußen“ beginnt der UV-Schutz bei Wegeunfällen;   
aber was heißt „draußen“?

§
BSG, Urteil vom 31.08.2017 –   
B 2 U 2/16 R –, Terminsmitteilung

Kontakt: Prof. Dr. Laurenz Mülheims

E-Mail: laurenz.muelheims@hochschule-bonn-rhein-sieg.de

Aus der Rechtsprechung



Mehr als 40 Prozent der tödlichen Stra-
ßenverkehrsunfälle in der Schüler-Un-
fallversicherung entfallen auf Berufs-
schülerinnen und Berufsschüler. Sie 
gehören damit bei Wegeunfällen zur Ri-
sikogruppe Nummer 1. In diesem Jahr 
macht „Jugend will sich-er-leben“ (JWSL) 
Auszubildende auf ihre speziellen Ge-
fährdungen im Straßenverkehr aufmerk-
sam und zeigt Handlungsmöglichkeiten 
auf, wie gefährliche Situationen vermie-
den werden können. 

Im aktuellen Programm stehen neben der 
Vermittlung von Grundlagenwissen die 
Themen Wegeunfall, Ablenkung im Stra-
ßenverkehr, Risikowahrnehmung sowie 
Emotionen und Fahrverhalten im Vorder-
grund. Die Schwerpunkte wurden von 
Fachleuten der DGUV sowie der Berufs-
genossenschaften zusammen mit dem 
Deutschen Verkehrssicherheitsrat (DVR) 
als besonders relevant für die Zielgruppe 
ausgewählt und in einem Medienpaket 
aufbereitet. Ausgangspunkt für die Un-
terrichtsvorbereitung ist ein Konzept für 
die Lehrkräfte an Berufsschulen, das die 
Verwendung von eigens erstellten Medi-
en anleitet. Der Unterrichtsfilm „Pimp Up 
Your Day“ im aus YouTube bekannten 
„Follow Me Around“-Format dient als 
unterhaltsamer Zugang und schafft ein 

Problembewusstsein bei den Schülerin-
nen und Schülern. Es geht um Tim und 
Anna – diese sind Azubis und in der Frei-
zeit YouTuber. In den vier Videoclips the-
matisieren sie wichtige Aspekte der Pro-
gramminhalte.

Fünf Animationsfilme visualisieren wich-
tige Fakten und helfen bei der Zusam-
menfassung der Unterrichtsstunden. Ein 
Wege-Quiz unterstützt die Ergebnissiche-
rung und motiviert zusätzlich, sich dem 
Thema zu widmen. In einem Kreativwett-
bewerb für Schulklassen sollen die In-
halte vertieft werden. Immer mehr an  
Bedeutung gewinnt außerdem das Unter-
weisungskonzept für betriebliche Ausbil-
derinnen und Ausbilder. Dieses Jahr wur-
de es in Zusammenarbeit mit dem DVR 
und der Berufsgenossenschaft Rohstoffe 
und chemische Industrie (BG RCI) erstellt 
und bietet in zahlreichen Modulen nie-
derschwelligen Zugang zu Unterwei-
sungsinhalten.

Forsa-Umfrage bestätigt Relevanz für 

Zielgruppe

Auch die Ergebnisse einer aktuellen For-
sa-Umfrage im Auftrag von JWSL belegen, 
dass es notwendig ist, die jungen Berufs-
tätigen zum Thema Verkehrssicherheit zu 
informieren. 

31 Prozent der 16- bis 25-jährigen jungen 
Menschen sind auf ihrem Weg zur Arbeits-
stelle oder Ausbildungsstätte schon ein-
mal in eine gefährliche Situation geraten. 
Jeder sechste junge berufstätige Mensch 
hatte schon einmal einen Wegeunfall.

„Sicher hin und zurück“ – Gefährdungen erkennen, Wegeunfälle verhindern.  

Ohne Unfall zum Ausbildungsbetrieb und zur Berufsschule.

Azubis im Fokus

Christian Pöller

Koordination Prävention

DGUV Landesverband Nordwest

E-Mail: christian.poeller@dguv.de

Ulrich Zilz

Koordination JWSL

Hauptabteilung Sicherheit und  

Gesundheit der Berufsgenossenschaft 

Holz und Metall (BGHM)

E-Mail: ulrich.zilz@bghm.de
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der jungen  

Menschen 

hatten schon 

einmal einen 

Wegeunfall.

17%

„Jugend will sich-er-leben“
startet ins neue Schuljahr
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„Zeitgemäßer Inhalt (Smartphone).“

„Tim und Anna sollten sich mal Gedan-
ken machen. Da sie oft Gefahrensituatio-
nen ausgesetzt sind, sollten sie am besten 
öffentliche Verkehrsmittel benutzen.  
Sie sind eine Gefahr für sich und andere 
 Verkehrsteilnehmer.“

„Durchgangsarzt sehr informativ.“

„Fakten sind meines Erachtens gut bis 
sehr gut erklärt und dargestellt, es ist alles 
gut formuliert und für jeden zu verstehen.“

Der diesjährige Pretest des Unterrichtskon-
zepts und des Unterweisungskonzepts 
durch Berufsschullehrkräfte und Ausbil-
dende ergab ebenfalls positive Rückmel-
dungen und wenige Änderungsvorschläge.

In einer zusammen mit dem Institut für 
Arbeit und Gesundheit der Deutschen 
 Gesetzlichen Unfallversicherung (IAG) 
durchgeführten Online-Umfrage wurde 
unter anderem nach Bewertungen der ver-
schiedenen Materialien und Medien des 
JWSL-Präventionsprogramms „Krach un-
ter Kontrolle“ aus dem Jahr 2016 gefragt. 
Es beteiligten sich 124 Lehrkräfte. Die 
durchweg positiven Ergebnisse zeigen die 
gute Akzeptanz von JWSL bei der Ziel-
gruppe. So bewerten über 93 Prozent die 
Materialien als methodisch aktuell und 
fachlich kompetent. 91 Prozent der Lehr-
kräfte sind der Meinung, die Materialien 
seien geeignet, die Unterrichtsvorberei-
tung der Lehrkräfte zu vereinfachen. ●

JWSL – das Präventionspro-

gramm für junge Beschäftigte  

„Jugend will sich-er-leben“ (JWSL) 

ist das branchenübergreifende Prä-

ventionsprogramm der Landesver-

bände der DGUV für berufsvorberei-

tende Schulen. Ziel des Programms: 

Azubis lernen den richtigen Umgang 

mit den Risiken der Arbeitswelt. 

JWSL bringt seit über 40 Jahren je-

des Jahr neu wichtige Themen rund 

um Arbeitssicherheit und Gesund-

heit bei der Arbeit in die Berufsschu-

len und Ausbildungsbetriebe. Um 

dabei mit den ständig veränderten 

Erfordernissen der Zielgruppe 

Schritt zu halten, legt JWSL hohen 

Wert auf Evaluation und Beteiligung 

der Zielgruppen an der Erstellung 

der Konzepte und Medien. 

Kreativwettbewerb  

Bestandteil von „Jugend will sich-er-

leben“ ist der jährliche Kreativwett-

bewerb. Berufsschülerinnen und 

Berufsschüler setzen gemeinsam 

mit ihren Lehrkräften eine der 

Kreativ-Aufgaben zum Themen-

spektrum um. Als Formate stehen 

das Projekt „Mein Schulweg/Mein 

Arbeitsweg“, das Erstellen eines 

Werbeplakats/Werbebanners oder 

eines YouTube-Clips zur Auswahl. Zu 

gewinnen gibt es Geldpreise, die der 

jeweilige Landesverband auf einer 

exklusiv organisierten Preisverlei-

hung vergibt. Der Einsendeschluss 

dieses Klassenwettbewerbs ist der 

28. Februar 2018. Mehr Infos, ein 

Wettbewerbskit zum Download und 

die Möglichkeit, sich online anzu-

melden, sind auf der Website  

www.jwsl.de zu finden.

Das Thema „Ablenkung“ war ebenfalls 
Teil der Umfrage. So gaben 37 Prozent    
der jungen Menschen an, dass sie sich 
manchmal unkonzentriert fühlen, mit den 
Gedanken woanders sind oder durch an-
deres, beispielsweise das Smartphone, ab-
gelenkt seien.

Grafiken

Quelle: Empirische Befragung im 

Jahr 2017 durch das Markt- und 

Meinungsforschungsinstitut Forsa 

für das Präventionsprogramm „Ju-

gend will sich-er-leben“ im Auftrag 

der Landesverbände der Deutschen 

Gesetzlichen Unfallversicherung. 

(Die Angaben beziehen sich auf das 

Alterssegment 16 bis 25 Jahre).

Laut Umfrage wünschen sich über zwei 
Drittel (69 Prozent) der 16- bis 25-Jährigen 
mehr Informationen zum Thema „We-
geunfälle“.

Ergebnisse der Evaluationen zu den 

Programminhalten von JWSL 

JWSL stellt die hohe Qualität der Unter-
richtsmaterialien und Medien durch Eva-
luation und auch durch die Beteiligung 
der Zielgruppen an der Erstellung der 
Konzepte und Medien sicher. 

So wurden die Texte der fünf Animations-
filme von Berufsschulklassen hinsichtlich 
Inhalt, Sprache und Relevanz auf einer 
Skala von 1 – 5 (1 = sehr gut, 5 = mangel-
haft) beurteilt. Es ergaben sich Werte von 
1,8 für Inhalt, 1,6 für Sprache und 1,7 für 
die Relevanz. Hier einige Aussagen der 
Befragten: 

37%

der jungen 

 Berufstätigen sind 

auf ihrem Weg zur 

Arbeitsstelle oder 

Ausbildungsstätte 

unkonzentriert oder

abgelenkt, zum 

Beispiel durch das 

Smartphone.

der 16- bis  25-Jährigen 

wünschen sich mehr

Informationen zum

Thema „Wegeunfälle“.

37%
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Mit der Fusion von Hauptverband der ge-
werblichen Berufsgenossenschaften 
(HVBG) und Bundesverband der Unfall-
kassen (BUK) zur Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (DGUV) im  Jahre 2007 
war der Wunsch nach einer „einheitlichen 
Fachhochschule“ und einem „gemeinsa-
men Studium“ geboren. Beide Verbände 
hatten zuvor jeweils eigenständige Studi-
engänge angeboten, für den BUK in der 
HGU in Bad Hersfeld, für den HVBG in ei-
ner Kooperation mit dem Fachbereich So-
zialversicherung an der – staatlichen – 
Hochschule Bonn-Rhein-Sieg (H-BRS). 

Ziel der Überarbeitung des Bachelor-Stu-
diengangs, der für gehobene Funktionen 
bei den Unfall  ve rsicherungsträgern 
gleichzeitig die  Führungskräfte von mor-
gen ausbildet, war eine zielgruppen- und 
anforderungsorientierte Studienstruktur 
sowie zeitgemäße Inhalte. Die Meilenstei-
ne der Entwicklung dieses gemeinsamen 
und dualen Studiengangs sahen und se-
hen wie folgt aus:

• Seit 2011 wird an der HGU und im 
Fachbereich Sozialversicherung der 
H-BRS, der bis auf Weiteres auch 
künftig auftragsweise den Lehrbe-
trieb am HGU-Campus Hennef über-
nimmt, der Studiengang nach einem 

einheitlichen Curriculum durch-
geführt.

• Seit 2014/2015 wurde dieser erste 
Durchgang umfangreich im Kreise 
der Studierenden, Alumni, Beauf-
tragten der Träger und der Lehrenden 
evaluiert.

• Seit 2015 hatte ein zehnköpfiger Ar-
beitskreis, bestehend aus jeweils fünf 
Lehrenden beider Standorte, den 

Auftrag, die Ergebnisse der Evaluati-
on in ein fortzuentwickelndes neues 
Curriculum einfließen zu lassen.

• Nach Abschluss des Kooperationsver-
trags, der die Zusammenarbeit zwi-
schen HGU und H-BRS grundsätzlich 
neu regelt, konstituierte sich 2016 
erstmals das neu errichtete Gremium 
„Kooperationsrat“ des einheitlichen 
und gemeinsamen Studiengangs an 
zwei Standorten.

• Am 6. November 2017 nahmen zum 
letzten Mal die Studierenden der 

Unfallversicherungsträger (UVT) 
nach Maßgabe des ursprünglichen 
Curriculums ihr Studium auf.

• Voraussichtlich ab September 2018 
wird – vorbehaltlich der Zustimmung 
der verschiedenen DGUV- und Hoch-
schulgremien – der Studiengang auf 
Grundlage eines neuen Curriculums 
durchgeführt. 

Wie immer, wenn ein gut funktionieren-
der Ablauf evaluiert und „renoviert“ 
wird, ist es ein Spagat zwischen Bewah-
ren des Gelungenen, Erkennen des Ver-
besserungswürdigen und Aufbruch in 
Neues und Modernes.

Gleich geblieben sind:

• die Studiendauer von drei Jahren, 
jeweils vom 1. September eines ers-
ten Semesters bis zum 31. August des 
sechsten Semesters

• der grundsätzliche Wechsel von 
Theorie und Praxis sowie die Ver-
zahnung von Praxiszeiten bei den 
Trägern und Präsenzzeiten am jewei-
ligen Hochschulstandort

• der Abschluss eines Bachelor of Arts 
(BA) und die grundsätzliche Verkür-
zungsmöglichkeit

Ändern werden sich:

• die Zeiten und Abläufe, Profilgewich-
tung und Prüfungsmix

• die Abfolge und Intensität von In-
halten, wie sie einerseits der oben 
erwähnten Evaluierungsgruppe aufge-
geben, andererseits aus didaktischen 
und methodischen Gründen weiterzu-
entwickeln waren

• die Lehrformate (etwa der Wegfall des 
Fernlernens) und Abschlussprüfung 
(Wegfall des Kolloquiums)

Das „neue“ Bachelor-Studium an der HGU

Seit vielen Jahren bietet die Hochschule der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (HGU) mit den bei-

den Standorten Bad Hersfeld und Hennef erfolgreich den Studiengang „Sozialversicherung – Schwerpunkt 

Unfallversicherung“ an. Diesem Studiengang liegt ein Curriculum zugrunde, das voraussichtlich im Jahr 2017 

das letzte Mal angewendet wird, zum Studienbeginn 2018 wird in einem neuen Gewand studiert. 

semper reformanda

Prof. Dr. Axel Weiß

Fakultätsdekan

Hochschule der DGUV (HGU)

E-Mail: axel.weiss@dguv.de
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„Am augenfälligsten ist der neue 

Verlaufsplan, der die Praxis- und 

Theoriephasen zu kompakten und 

gut ausgewogenen Zeitabschnit-

ten gestaltet.“
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▸

Am augenfälligsten ist der neue Verlaufs-
plan, der die Praxis- und Theoriephasen 
zu kompakten und gut ausgewogenen 
Zeitabschnitten gestaltet. In der Vergan-
genheit startete das Studium mit einem 

zweimonatigen Eingangspraktikum (Sep-
tember/Oktober) bei den Trägern, gefolgt 
von einer dreimonatigen Präsenzphase an 
der HGU im November (in diesem Jahr ab  

06. November 2017). Das neue Studium 
startet jetzt nach einer kurzen Eingewöh-
nungsphase beim jeweiligen Träger Mitte 
September, 2018 daher ab 24. September. 
Der ausnahmsweise um eine Woche nach 
hinten verschobene Beginn wurde mit 
Rücksicht auf die Unterbringungskapazi-
täten der Hochschulstandorte gewählt, 
als Folge des Übergangs von „altem“ zu 
„neuem“ Curriculum.

Ebenso bedeutsam sind die aktive Verzah-
nung der curricularen Inhalte mit den 
Praxisphasen, die Stärkung grundständi-
scher Kompetenzen und die Neuausrich-
tung der Profile hin zu Profiloptionen, die 
im Vergleich zum alten Curriculum gerin-
ger gewichtet sind.

Am Ende des skizzierten Weiterentwick-
lungsprozesses bleibt die Erkenntnis, dass 
nichts so gut ist, dass es nicht noch ver-
bessert werden könnte. Insoweit begleitet 

„Die Überarbeitung des Bachelor-

Studiengangs, der für gehobene 

Funktionen bei den Unfallversi-

cherungsträgern gleichzeitig die 

Führungskräfte von morgen aus-

bildet, benötigte eine zielgrup-

pen- und anforderungsorientierte 

Studienstruktur sowie zeitgemäße 

Inhalte.“

der Prozess-Gedanke lebenslangen Ler-
nens insbesondere auch die stete und un-
unterbrochene Verbesserung unserer Stu-
dienangebote.

Ganz im Sinne der Studierenden und der 
Träger in gemeinsamer Verantwortung: 
semper reformanda! ●

Weitere Informationen

Zur Entstehungsgeschichte der HGU 

wird verwiesen auf die umfassende 

Darstellung von Hans-Jürgen Rapp, 

„Von den B-Lehrgängen der gewerb-

lichen Berufsgenossenschaften 

zur Hochschule der Gesetzlichen 

Unfallversicherung Bad Hersfeld“ in 

der von der DGUV herausgegebenen 

Festschrift „20 Jahre Hochschule der 

Gesetzlichen Unfallversicherung“, 

Nomos 2014, S. 169 ff. und 184 f.

1. Jahr

2. Jahr

3. Jahr

1  1  2  2 2  2  2  2 2  2  2  2 2  2  2  2 1  1  1  1 1  1  1  1 1  1  1  2 2  2  2  2 2  2  2  2 2  2  2  2 2  2  2  2 2  2  2  2Beleg

DGUV E E A Z       E/HD

Präsenzphase Wissenschaftliche Unterstützung der Studierenden 

bei Durchführung des langen Praktikums

Bachelorarbeit Vorbereitung auf Bachelorarbeit (Anforderungen  

Themenfindung etc.)

1. Teil der Profilphase u.a. mit Fokus auf  

der Bachelorarbeit

2. Teil der Profilphase mit Fokus auf wissenschaftlicher 

Vorbereitung auf den Berufsstart („letzter Schliff“)

Nicht auf dem Campus

Vermittlung der grundstän-

digen curricularen Inhalte

Grafik: Studienverlaufsplan ab 2018
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Portal auch spezifische Informationen für 
verschiedene medizinische Fachgebiete an. 
Das Portal wird in mehreren Schritten aus-
gebaut. Zurzeit sind bereits alle Diagnose-
schlüssel des ICD-10-Codes hinterlegt. Infor-
mationen dazu, welche dieser Diagnosen im 
Einzelnen nach welchen Einwirkungen eine 
BK sein können, liegen jedoch derzeit nur 
für die Muskel-Skelett-Erkrankungen vor. 
Alle anderen Erkrankungen werden im Lau-
fe des nächsten Jahres hinzugeschaltet. 

Könnte es sich bei der Erkrankung eines Pa-
tienten auch um eine Berufskrankheit (BK) 
handeln? Diese Frage können Ärztinnen 
und Ärzte jetzt mithilfe eines neuen digita-
len Nachschlagewerks der Deutschen Ge-
setzlichen Unfallversicherung (DGUV) ein-
fach überprüfen. Das „BK-Info“-Portal hält 
nicht nur umfassende Informationen rund 
um das Thema Berufskrankheit bereit. Eine 
Suchfunktion ermöglicht es, anhand des 
ICD-10-Schlüssels schnell zu recherchieren, 
welche Berufskrankheiten für die jeweilige 
Diagnose in Betracht kommen. 

Neben allgemeinen Informationen über 
BKen und die Verdachtsanzeige bietet das 

Neues Web-Tool erleichtert die ärztliche 
 Verdachtsanzeige einer Berufskrankheit

Weitere Informationen

Zahlreiche Vorlagen und Dokumente 

des Projekts sowie den Leitfaden als 

kostenlosen Download  findet man 

unter: www.inqa.de/betriebsnach-

barschaften

Klein- und Kleinstunternehmen  (KKU) 
 verfügen häufig nicht über die finanziellen 
und zeitlichen Ressourcen, um  ein umfas-
sendes Betriebliches Gesundheitsmana-
gement (BGM) anbieten zu können.   
Das INQA- Projekt „GeMit – Gesunder 
 Mittelstand Deutschland“ hat über eine 
 Verbundbetreuung in Betriebsnachbar-
schaften neue Wege entwickelt und 
 erprobt, durch die KKU stärker  von 
 Gesundheitsangeboten profitieren  können. 
Die Idee dahinter: Kleinere  Un ternehmen, 
die nah beieinander liegen, schließen    
sich  zusammen, um ihren Mitar bei  teri-
nnen und Mitarbeitern gemeinsame 
Gesundheits angebote zu  ermöglichen. Die 
Betriebsnachbarschaften wurden durch ei-
nen Gesundheitscoach der Kranken kasse 
und einen Netzwerkkoordinator des Bun-
desverbands mittelständische Wirtschaft 
(BVMW) betreut.

Dieser Leitfaden verdeutlicht „Schritt für 
Schritt“ den Prozess auf dem Weg zu  einer 
Betriebsnachbarschaft – von der Akquise 
der teilnehmenden Unternehmen bis zur 
nachhaltigen Implementierung des 
 Verbunds. Man findet Anregungen, wie 
  man die passenden Gebiete aus wählt, 
 Unternehmen oder die richtigen Ge-
sundheitsdienstleister gewinnt, die Ver-

Leitfaden zur Initiierung und Betreuung   
von Betriebsnachbarschaften vorgestellt

bundbetreuung organisiert,  Beschäftigte 
 mitnimmt, Bedarfslagen  erkennt und 
 gemeinsam aktiv wird.
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Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e.V. (DGUV) ist der Spitzenverband der 9 gewerblichen Berufsgenossenschaften  und 

 24 Unfallkassen in Deutschland. Diese repräsentieren etwa 75 Millionen Versicherte in rund 4 Millionen Unternehmen und leisten 

 Prävention in den Betrieben sowie Rehabilitation und Entschädigung bei Arbeits-, Wegeunfällen und Berufskrankheiten. Die DGUV 

 vertritt die Unfallversicherung in allen politischen Angelegenheiten, schließt Verträge für das Unfallversicherungssystem und 

 koordiniert die einzelnen  Träger. Es werden ferner eigene Institute und eine Hochschule betrieben. Der jährliche Haushalt beträgt 

circa 175 Millionen Euro bei rund 1200 Beschäftigten.

In Ihrer jeweiligen Funktion gestalten Sie die Entwicklungen und die strategische Ausrichtung der Arbeit des Spitzenverbandes  der 

 Gesetzlichen Unfallversicherung bzw. unterstützen hierbei. Sie stimmen sich hierzu eng mit dem Vorstand und den Verbandsgremi-

en ab und orientieren sich sowohl an den Mitgliederinteressen als auch an den sich ändernden politischen und gesetzlichen 

 Rahmenbedingungen.

Zu Ihren Aufgaben gehören neben den Leitungs- und Führungsaufgaben insbesondere 

• die Vertretung und Repräsentation der DGUV auf nationaler und internationaler Ebene

• die Planung und Koordination der Umsetzung der satzungsgemäßen und strategischen Ziele der DGUV und ihrer Mitglieder

• die Initiierung und Beobachtung von politischen Entwicklungen und Trends im Gesundheitswesen

• die Initiierung von Maßnahmen und Projekten zu Kernthemen der Unfallversicherung 

• die Pflege und der Ausbau des Kontaktnetzwerkes in Politik, Wirtschafts- und Sozialverbänden

• der Abschluss von Verträgen und Vereinbarungen für das Unfallversicherungssystem 

bzw. die Unterstützung und Ergänzung in diesen Aufgaben.

Ihre fachliche Qualifikation: Sie verfügen wünschenswerterweise über ein abgeschlossenes Hochschulstudium der Rechts-, Natur-, 

Wirtschafts- oder Sozialwissenschaften möglichst mit Promotion; Kenntnisse der sozialen Sicherungssysteme in Deutschland, 

 insbesondere der gesetzlichen Unfallversicherung; idealerweise Kenntnisse und Erfahrung im Arbeitsschutz; sehr gute Englisch-

kenntnisse in Wort und Schrift und vorzugsweise auch in einer weiteren UN-Amtssprache.

Ihre berufliche Qualifikation: Sie haben Erfahrung in der Führung eines Wirtschaftsverbandes bzw. einer durch Arbeitgeber-  und 

 Arbeitnehmervertreter selbstverwalteten Körperschaft und verfügen zudem über ein tragfähiges Netzwerk mit sozial-/gesundheits-

politischer Ausrichtung und Erfahrung in der sozialpolitischen Gremienarbeit.

Ihre persönliche Qualifikation: Als erfolgreiche Führungspersönlichkeit zeichnen Sie sich durch sehr gute analytische und strategisch-

konzeptionelle Fähigkeiten aus und haben zudem ein gutes Verständnis für sozialpolitische und wirtschaftliche Zusammenhänge. 

Sie sind leistungsbereit, kreativ und arbeiten zukunftsorientiert. Ausgeprägte Kommunikations- und Medienkompetenz, Verhand-

lungsgeschick und Durchsetzungsvermögen runden Ihr Profil ab.

Wir bieten eine interessante, herausfordernde Tätigkeit insbesondere auch im Zusammenhang mit der Fortentwicklung der Aufgaben 

der DGUV innerhalb einer sich wandelnden Arbeitswelt. Die Anstellung erfolgt auf Lebenszeit in einem Besoldungsrahmen bis B11 

bzw. bis B9.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei gleicher Eignung bevorzugt.

Bewerbungen erbitten wir mit Ihren aussagekräftigen Unterlagen über unser Online-Karriereportal unter: www.dguv.de

Hauptgeschäftsführerin / Hauptgeschäftsführer

(zum 1. Juli 2019) und 

Stellvertretende Hauptgeschäftsführerin / 

Stellvertretender Hauptgeschäftsführer

(zum 1. November 2018)



www.universum-shop.de/gefahrstoffe-2018

Das Nachschlagewerk „Gefahrstoffe 2018“ im praktischen Taschenbuchformat

informiert Sie über wichtige Gefahrstoffthemen wie Einstufung und richtige Kennzeichnung

sowie aktuelle Grenzwerte.  

Grenzwerte & 
Handlungshilfen
für den Umgang mit 
Gefahrstoffen
im Betrieb


